
Soziale  Proteste  müssen
internationalistisch sein!

Gemeinsame  Stellungnahme  von
REVOLUTION,  Gruppe
ArbeiterInnenmacht, SDAJ, DKP, MLPD,
Zora,  Internationale  Jugend  und
Handala  zu  dem  Angriff  auf
palästinensische  Genoss:innen  in
Leipzig

Was ist passiert?
Am 15.10.22 organisierte das Bündnis „Jetzt reicht’s!“ eine Demonstration
gegen  die  Teuerungen.  Gemeinsam  als  Internationale  Jugend,
Solidaritätsnetzwerk,  ZORA,  Revolution,  GAM  und  der  palästinensischen
Gruppe Handala organisierten wir hierfür einen klassenkämpferischen Block.
Dem  Aufruf  folgten  einige  Palästinenser:innen,  die  die  Krisenpolitik  in
Deutschland mit  Antikriegspositionen,  internationaler Solidarität  und dem
eigenen Kampf gegen die Unterdrückung durch den Staat Israel verbanden.
Auf  einem  Pappschild  wurde  das  Ende  der  Besatzung  palästinensischer
Gebiete gefordert und die Landkarte in den Farben Palästinas gezeigt.

Daraufhin wurde der klassenkämpferische Block umzingelt, bedrängt und mit
der Parole: „Kannibalismus gehört zu unsern Riten – esst mehr Antisemiten!“
beschallt,  was  mit  palästinasolidarischen  Parolen  beantwortet  wurde.
Aufgrund der zunehmend aggressiver werdenden Stimmung, stellte sich der
Block schützend um „Handala“ auf. Anschließend erschienen auch mehrere
Polizist:innen, wohl von den Ordner:innen gerufen. Nach kurzer Zeit und
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einigen Diskussionen schnitt Handala die Landkarte aus der Pappe heraus
und hielt das angepasste Schild nach oben, inzwischen konform mit dem
„Demokonsens“. Juliane Nagel (Die Linke) reichte das allerdings nicht aus.
„Verpisst euch!“, „Ich hol die Polizei!“, „Ihr nutzt meine Strukturen aus!“
waren  nur  einige  der  von  ihr  getroffenen  Aussagen.  Unsere
Kommunikationspersonen verhielten sich jederzeit deeskalierend und gingen
nicht weiter auf die Aussagen ein.
Dabei blieb es jedoch nicht. Juliane Nagel drang in den Block ein, schubste
Genoss:innen  zur  Seite  und  entriss  dem  palästinensischen  Genossen
gewaltsam die Pappe, mit dem Ziel diese zu zerstören. Teilnehmer:innen des
Blocks wurde außerdem aggressiv und aus nächster Nähe eine Handykamera
vors Gesicht gehalten. Auf die Bitte, das zu unterlassen, argumentierte einer
der  fi lmenden  Personen,  Marco  Dos  Santos,  lediglich  mit  der
„Pressefreiheit“, die dieses Verhalten rechtfertigen würde. Letztlich konnten
wir  durchsetzen,  alle  gemeinsam,  auch  mit  unseren  palästinensischen
Freund:innen,  einen  sichtbaren  und  lautstarken  Block  auf  der  Demo  zu
bilden und gemeinsam gegen Krieg und Krise zu kämpfen.

Das Argument mit dem Demokonsens
Auf der Demonstration gab es den Demokonsens, dass keine Nationalfahnen
gezeigt werden dürfen. Palästina ist jedoch, genauso wie Rojava, kein Staat,
was einen qualitativen Unterschied bedeutet. Es ist ein Unterschied, ob man
die Fahne kapitalistischer Unterdrückerstaaten zeigt oder die Fahnen von
nationalen Freiheitsbewegungen wie in Rojava oder Palästina. Außerdem ist
es nicht verhältnismäßig, einen Demokonsens wegen einer kleinen Pappe mit
solchen  aggressiven  Maßnahmen  durchzusetzen.  Trotzdem  wurden  die
palästinensischen Farben von unseren Genoss:innen zur Deeskalation aus
der Pappe herausgeschnitten. Und siehe da: es wurde weiter aggressiv und
gewaltsam gegen  uns  vorgegangen.  Der  Demokonsens  war  also  nur  ein
vorgeschobenes Argument. Es ging ganz offensichtlich um etwas anderes:
Migrantische, israelkritische Stimmen sollten zum Schweigen gebracht und
sozialer Protest von internationalen Kämpfen künstlich getrennt werden.



„Das Thema hat hier nichts zu suchen!“
Wer internationale Kämpfe, Antikriegskämpfe, antirassistische Kämpfe und
antikoloniale Kämpfe von sozialen Protesten „im eigenen Land“ trennt, hat es
offensichtlich nicht geschafft, die Wirtschaftskrise in einen globalen Kontext
zu setzen. Krise und Krieg hängen unweigerlich miteinander zusammen und
gehören zum kleinen Einmaleins einer linken Analyse, die über die eigenen
Staatsgrenzen hinaus reicht. Das ist genau das, was uns von reaktionären
Krä f ten  untersche ide t ,  d ie  mi t  ih rem  Nat iona l i smus  d ie
Arbeiter:innenbewegung spalten möchten. „Internationalismus“ bedeutet das
Kontextualisieren und Verbinden von verschiedenen globalen Kämpfen der
Ausgebeuteten und Unterdrückten!

Gerade linke Gruppen sind es doch, die Mantra mäßig fordern, die Kämpfe
gegen den Kapitalismus zu verbinden und vor allem auch marginalisierte
Gruppen  miteinzubeziehen!  Die  Geschehnisse  von  Samstag  beweisen
allerdings:  Manche  Organisationen  und  Personen  haben  wohl  keinerlei
Interesse  an  bestimmten  internationalistischen  und  migrantischen
Perspektiven  in  ihrem Aktivismus.  Der  palästinensische  Befreiungskampf
wird  kategorisch  ausgeschlossen  und  zusätzlich  als  „Antisemitismus“
diffamiert. Dadurch werden zum einen migrantische Stimmen unterdrückt
und zum anderen die Bewegung gespalten und geschwächt. Das nützt alleine
der Rechten und dem Kapital!

Anstatt  sich  also  darüber  zu  freuen,  dass  Palästinenser:innen  Teil  der
Bewegung gegen die Krise in Deutschland sein möchten, wird unterstellt,
dass  das  Thema  „Palästina/Israel“  keinen  Bezug  zu  dem  Motto  der
Demonstration gehabt hätte. Dabei sind es gerade die Länder des globalen
Südens, die durch die Ausbeutung und Unterdrückung durch imperialistische
Staaten, wie z.B. Deutschland, von der aktuellen Krise in viel schlimmerem
Ausmaß getroffen werden. Sie haben jedes Recht dagegen aufzubegehren,
auch  und  gerade  in  Deutschland.  Die  Gruppe  „Handala“  hat  auf  ihrer
Instagramseite  eine  genauere  Ausführung  dazu,  was  ihr  Kampf  mit  den
sozialen Protesten auch in Deutschland zu tun hat.



Der  Kampf  der  Palästinenser:innen  und  die
fehlende Solidarität deutscher Linker
Dass  deutsche  Linke  von  palästinensischen  Symboliken  bis  hin  zur
äussersten Aggressivität getriggert werden, ist ein bekanntes Muster und
überrascht uns nicht. Dennoch müssen wir die Heuchelei offenlegen, die die
Ereignisse von vergangenem Samstag zeigen. Die Heuchelei einer deutschen
Linken,  die  am  laufenden  Band  die  internationale  Solidarität  mit
Befreiungskämpfen  verrät  und  diffamiert,  wenn  sie  nicht  in  die  eigenen
Vorstellungen passen. Denn die internationalen Kämpfe im Iran, in Rojava
und in Palästina hängen zusammen und lassen sich nicht von den sozialen
Kämpfen  in  Deutschland  isolieren.  Während  erstere  Kämpfe  von  diesen
Gruppen  ohne  Vorbehalt  unterstützt  werden,  ignorieren  sie  bewusst  die
Besetzung und Unterdrückung Palästinas.

Wir  stehen  zum  palästinensischen
Befreiungskampf!
Für uns internationalistische und antikapitalistische Gruppen in Leipzig ist
dieser Angriff auf unsere palästinensischen Freund:innen nicht akzeptabel!
Wir  werden  auch  in  Zukunft  solidarisch  mit  der  palästinensischen
Befreiungsbewegung bleiben und dafür sorgen, dass deren Kampf in Leipzig
weiterhin präsent ist und mit dem Kampf gegen die Krise des Kapitalismus
verbunden  wird.  Alle  Kräfte,  die  den  ernsthaften  Anspruch  haben
internationalistische Politik zu praktizieren, rufen wir dazu auf, sich mit den
angegriffenen Menschen zu solidarisieren und Stellung zu dem Vorfall zu
beziehen!



Wahl  in  Italien:  Ist  Italien
wieder faschistisch?
Am Montag war es soweit: Die Prognosen hatten Recht und eine ultrarechte
Koalition hat die absolute Mehrheit bei den italienischen Wahlen erlangt.
Damit löst sie die neoliberale Technokraten-Regierung unter Mario Draghi
ab. Diese Wahlen fanden in einer krassen Krisensituation statt: Nachdem
Italien besonders stark von der Pandemie betroffen war (wir erinnern uns an
die schrecklichen Bilder), schlägt nun mit voller Breitseite die Inflation zu.
Überdies hat auch der Klimawandel große Schäden für Mensch und Natur in
Italien angerichtet.

Klimakrise
Seit 13.09.2022 gilt in Norditalien der Dürrenotstand. Der Fluss Po ist fast
ausgetrocknet, es kommt zu massiven Ernteausfällen, die Gletscher in den
Alpen  schmelzen,  27.000  Hektar  Wald  sind  abgebrannt,  der
Grundwasserstand  s inkt  erhebl ich,  es  kommt  zu  extremen
Überschwemmungen, Menschen, Tiere und Pflanzen sterben. Während der
Bevölkerung der  Zustand am eigenen Leibe  bewusst  wird,  ignoriert  und
schweigt  die  Regierung  seit  Jahren  dazu.  Aber  wie  auch,  wenn  der
Energiesektor auf Erdgasindustrien aufgebaut ist, die eine starke Lobby mit
sich  bringen.  2019  gab  es  einen  Plan  bis  2050  auf  Null-Emissionen  zu
kommen, dafür wurden Prämien auf Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel
und plastikfreie Lebensmittelverkäufe ausgestellt und 55 Milliarden für den
„Green New Deal“ investiert, doch die scheinen verdampft zu sein.

Wirtschaftliche Krise
In  Italien  liegt  die  Inflation  derzeit  bei  9%.  Das  hochverschuldete  Land
schlittert  dabei  weiter  in  eine  wirtschaftliche Rezession.  Dies  war  schon
durch  die  Corona-Pandemie  absehbar  und  wird  durch  die  weltweite
Wirtschaftskrise noch einmal beschleunigt. Schon nach der Finanzkrise 2008
lag die Staatsverschuldung mit 133% (den BIP) weit über dem europäischen
Durchschnitt  und  ist  seitdem  auch  nicht  wirklich  gesunken.  Die  EZB
(Europäische Zentralbank) hat massive Sparmaßnahmen zur Bedingung für
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die  vergebenen  Gelder  gestellt,  z.B.  Privatisierungen,  Lohnkürzungen,
Reformen  der  öffentlichen  Dienste  und  Tarifvertragssysteme  sowie
Einschränkungen der Staatsausgaben. Die offizielle Arbeitslosenquote liegt
bereits  bei  8,4  Prozent,  die  Jugendarbeitslosigkeit  sogar  bei  24  Prozent.
Darüber hinaus sind 3,4 Millionen Arbeitskräfte prekär beschäftigt. Seit der
Pandemie stieg die Zahl der Armen auf 5,6 Millionen. Und wer zwang Italien
als Chef der EZB diese harten „Reformen“ auf? Draghi himself,  der nun
abgewählte  Ministerpräsident  Italiens  von  Februar  2021  bis  zu  seinem
Rücktritt am 21. Juli 2022. Zuvor arbeitete er bei Goldman Sachs und der
Bank Italiens.

Regierungskrise

Die Regierung unter diesem Großkapitalisten setzte sich aus einer Koalition
der  nationalen  Einheit  von  linken,  konservativen  bis  nationalistischen,
rechten Parteien zusammen: Eine populistische Front, die in sich verstritten
war.  Die  Streitpunkte  drehten  sich  darum wie  groß  Hilfspakete  für  die
italienische Wirtschaft  sein sollten oder ob Italien Waffen in die Ukraine
liefern  sollte.  Letztendlich  gelang  es  Draghi  nicht  die  widcrsprüchlichen
Interessen zu vereinen, er trat in zwei Anläufen von seinem Amt zurück und
es wurden Neuwahlen für den 25. September angesetzt.

Vom Versagen  Draghis  und  seiner  Helfer_innen  konnte  die  relativ  neue
Partei „Brüder Italiens“ unter Giorgia Meloni, als die großen Gewinner der
Wahl am stärksten profitieren. Mit 26 Prozent der Stimmen haben sie das
beste Ergebnis eingefahren. Zu den großen Verlierer_innen zählt dagegen
die sozialdemokratische Partito Demokatico, die weniger als 20 Prozent der
Menschen wählten. Im Gegensatz zu den anderen rechten Parteien und auch
der populistischen „5-Sterne-Bewegung“ verhalf Melonis Schachzug, nicht in
die Regierung unter Dragho einzutreten, ihr dazu, sich als einzige Opposition
gegen das verfehlte Krisenmanagement der alten Regierung darstellen zu
können.  Fast  alle  Parteien  der  alten  Regierungskoalition  wurden  2018
gewählt,  weil  sie  versprachen der  Sparpolitik  ein  Ende zu  setzen.  Doch
letztlich arbeiteten sie  alle  mit  dem Menschen zusammen,  der  für  diese
Sparpolitik hauptverantwortlich war und halfen ihm weitere Kürzungen und
Sparmaßnahmen durchzusetzen.



Sieg der Rechten

Um die absolute Mehrheit zu erlangen, schmiedete Meloni ein reaktionäres
Bündnis  mit  der  Lega  (Rechtspopulist_innen)  und  Forza  Italia  (rechts-
konservative  Partei  Berlusconis).  Zusammen  kamen  sie  auf  44%  der
Stimmen.  Die  geringe  Wahlbeteiligung zeigt  jedoch  auch  auf,  dass  viele
Menschen generell vom Regierungssystem enttäuscht zu sein scheinen, oder
es ihnen mittlerweile egal geworden ist, welche Partei die Sparpolitik weiter
durchdrücken wird. Gerade mal 63,8% Wahlberechtige nahmen teil.

Meloni  hat  ihre  politische  Sozialisierung  im  Neofaschismus  Italiens
durchlaufen. Ihre politische Herkunft ist die Movimento Sociale Italiano hat,
welche aus der Verwaltung der durch Hitler besetzten Gebiete in Norditalien
hervorgegangen  ist.  Nach  einem  Marathon  durch  die  faschistischen
Organisationen Italiens versucht sie ihre neue Partei „Brüder Italiens“ nun
als  gemäßigt  darzustellen.  Dabei  unterhält  sie  beste  Verbindung  ins
europäische  rechtsextreme  Milieu,  von  der  spanischen  Vox,  über  die
polnische  PiS,  hin  zur  ungarischen  Fidesz.

Um  das  von  EU-Geldern  abhängige  italienische  Großkapital  nicht  zu
vergraulen,  hat  sie  ihre  ursprüngliche Forderung eines  Italexits  (Austritt
Italiens aus der EU) bewusst hinterm Berg gehalten. Vielmehr beschränkt sie
sich nun darauf, „Italiens nationale Interessen in der EU in Zukunft stärker
durchsetzen“ zu wollen. Gleichzeitig kann die krisengeschüttelte EU auch
nicht  auf  ihre  drittgrößte  Volkswirtschaft  Italien  verzichten,  was  Meloni
andererseits auch Möglichkeiten der Druckausübung gegenüber der EU gibt.

Meloni  verkörpert  ein  ultrakonservatives  Programm.  Sie  will  die
europäischen  Außengrenzen  noch  stärker  abschotten  und  die
menschenverachtenden Hürden für die Migration über das Mittelmeer weiter
erhöhen,  indem  gigantische  Lager  außerhalb  Europas  errichtet  werden
sollen.  Einen großen Fokus legt  sie  auf  ihre  Feindschaft  zum Recht  auf
Abtreibung und Selbstbestimmung von gebährfähigen Menschen über den
eigenen Körper. Bereits vor ihrer Regierungszeit hatte ihre Position zu „Gott,
Familie, Vaterland“ in den Lokalregierungen, an denen die Brüder Italiens
beteiligt  sind,  praktische  Auswirkungen  auf  die  Zugänglichkeit  von



Abtreibungen.  Ebenso  hat  sie  bereits  in  neoliberaler  Manier
Steuergeschenke  für  Unternehmen  angekündigt.

Unklar bleibt, wie stabil das rechte Regierungsbündnis tatsächlich sein wird.
In  einer  zentralen  politischen  Frage  unterscheiden  sich  die  regierenden
Rechten nämlich sehr stark: Die Haltung zum Ukrainekrieg. Während Meloni
klar pro-NATO und pro-Waffenlieferungen an die Ukraine ist, sind Berlusconi
und Salvini alte Buddies von Putin. Da Melonis Partei jedoch mehr Stimmen
erlangte, als die beiden anderen Regierungsparteien zusammen, sollten diese
kaum Möglichkeiten haben, ihre Positionen durchzusetzen. Vielmehr ist zu
erwarten, dass Meloni die beiden mit Regierungsposten ruhigstellt, sodass
diese kein Interesse daran haben, eine Regierung zu blockieren, die ihnen
gute Posten bereitstellt.

Die Regierung Melonis ist klar ultrarechts und stellt eine große Bedrohung
für Arbeiter_innen, Jugendliche,  Migrant_innen, FLINTA und LGBTIA dar.
Obwohl  Meloni  ihre  politischen  Wurzeln  eindeutig  im  italienischen
Faschismus hat, ist es, aufgrund der Abhängigkeit des hochverschuldeten
Großkapitals von ausländischen Geldflüssen, aktuell unwahrscheinlich, dass
sie Italien mit Unterstützung der Bourgeoisie in unmittelbarer Zeit in eine
faschistische Diktatur verwandeln wird.

Versagen der Linken
Die linken Parteien haben allesamt einen riesen Fehler begangen: Nämlich in
Zeiten der Krise in eine vom Kapital geführte Koalition gegangen zu sein.
Dort  hatten sie  nichts  zu melden und konnten nicht  an die  Streiks  und
Proteste auf der Straße anknüpfen. Sie trugen die Politik, die diese Proteste
verursachten  mit  und  haben  sogar  bei  deren  Kriminalisierung  geholfen!
Damit haben sie den Rechten das Feld überlassen und sich das Vertrauen der
Bevölkerung verspielt.

So zum Beispiel beim Angriff auf die Gewerkschaften am 19. Juli 2022. Es
gab Streiks im Logistiksektor gegen Arbeitsplatzverluste, niedrige Löhne und
schlechtere Arbeitsbedingungen, sowie Blockaden von Waffenlieferungen in
die Ukraine. Mehrere Gewerkschaftsfunktionär_Innen und führende Kräfte
aus SI Cobas und USB wurden daraufhin festgenommen und Wohnungen



durchsucht.  Kurz  zuvor  hat  die  Regierung  Draghi  durch  einen
parlamentarischen  Coup  den  großen   Logistikunternehmen  völlige
Straffreiheit für alle Lohndiebstähle bei ihren Zulieferbetrieben gewährt. Sie
hat es legalisiert, den Lohn der Fahrer_Innen zu kürzen oder einzubehalten
und  den  Schutz  des  Arbeitsplatzes  im  Falle  von  Vertragswechseln
abgeschafft.

Dabe i  ha t te  I t a l i en  ma l  e ine  der  g röß ten  und  s tä rks ten  
Arbeiter_Innenbewegungen Europas! Leider ging diese in die linksliberale
demokratische Partei und die Partei der „kommunistischen“ Wiedergründung
über,  die  beide  mit  kapitalfreundlichen  Regierungen  gemeinsame  Sache
machten und so dabei halfen, neoliberale Reformen durchzusetzen.

Perspektive
Die italienische Linke muss aus ihren Fehlern lernen! Es braucht jetzt umso
mehr  eine  unabhängige  Position  der  Arbeiter_innenklasse  ohne  jegliche
Einflüsse  kapitalistischer  Organisationen  oder  Parteien.  Es  braucht  eine
Einheit  aller  Organisationen  der  Arbeiter_innenklasse,  welche  die
Forderungen  der  Arbeiter_Innen  auffängt  und  den  Kampf  gegen  Rechts
organisiert.

Es muss gefordert werden:

– Ende der Sparmaßnahmen!

– Stoppt die Entlassung und passt die Löhne an die Inflation an!

– Vergesellschaftung der Energiekonzerne unter Arbeiter_innenkontrolle!

– Kein Cent, Kein Mensch für die Kriegsindustrie!

– Investitionen in Bildung, Gesundheit, Maßnahmen gegen den Klimawandel
und Ausbau der öffentlichen Infrastruktur!

– Bleiberecht für alle! Stoppt die Abschiebung in außereuropäische Lager!

– Für demokratisch organisierte Selbstverteidigungskomitees von sexistisch
und rassistisch unterdrückten Menschen!



Diese Forderungen können nur gemeinsam erkämpft werden. Dafür braucht
es kein ultralinkes Sektierertum, sondern Druck auf die Gewerkschaften und
die  Sozialdemokratie.  Nur  gemeinsam können  wir  das  Potenzial  unserer
Klasse nutzen und die Rechten vom Thron stoßen. Die kommende Regierung
wird noch heftigere Angriffe auf die Arbeiter_Innenklasse durchführen und
vor  allem  auch  ihre  Organisierung  mit  harten  Mitteln  zu  verhindern
versuchen.  Zudem wurden  durch  die  neue  Regierung  auch  faschistische
Gruppen  ermutigt  mit  mehr  Gewalt  linke,  rassistisch  und  sexistische
unterdrückte  Menschen  anzugrei fen,  wei l  s ie  s ich  in  ihrer
menschenverachtenden Ideologie gestärkt sehen. Wir stehen in Solidarität
mit den Revolutionär_Innen, Arbeiter_Innen und Unterdrückten in Italien!
Auf zum internationalen Klassenkampf gegen Krise und Rechtsruck!

B i l d q u e l l e :  h t t p s : / / w w w . s w r . d e / s w r a k t u e l l / b a d e n -
wuerttemberg/parlamentswahl-italien-reaktionen-bw-100.html

Mit  Vergesellschaftung  gegen
die  Klimakrise:  Eine  neue
Strategie für die Klimabewegung
muss her!
Ein  Diskussionsvorschlag  der  kommunistischen  Jugendorganisation
REVOLUTION

Hitzerekorde,  Jahrhundertfluten,  Waldbrände,  Nahrungsmittelknappheit,
Trinkwassermangel und Artensterben: Allein in den letzten Monaten haben
wir schon einmal einen kleinen Vorgeschmack auf das bekommen, was uns
erwartet,  wenn  wir  die  Klimakatastrophe  nicht  so  schnell  wie  möglich
aufhalten. Die nächsten paar Jahre werden ausschlaggebend dafür sein, ob
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die Erderwärmung auf 1,5 Grad beschränkt werden und das Sterben von
Millionen  Menschen,  Hundertmillionen  Arten  und  die  Verödung  ganzer
Erdregionen noch verhindert werden kann. Da die führenden Politiker_innen
kein Interesse daran haben (siehe Ergebnisse des G7-Treffens in Elmau),
bleibt unsere einzige Hoffnung die globale Klimabewegung. Leider steckt
diese  hierzulande  gerade  in  einer  Krise,  die  wir  uns  angesichts  der
drohenden Katastrophe jedoch nicht leisten können. Mit den Massenaktionen
im Großraum Hamburg, den Klimacamps in Leipzig und im Rheinland, dem
FFF-Interregionale Sommerkongress und der Großdemo zur Enteignung von
RWE&Co. in Köln steht uns ein August im Zeichen des Klima-Aktivismus
bevor,  der  vielleicht  die  letzte  Chance  bietet,  noch  rechtzeitig  aus  der
Sackgasse  der  Klimabewegung  herauszukommen.  Mit  diesem  Papier
möchten wir allen Klimaaktivist_innen, -Strukturen und -Organisationen von
FFF bis „Letze Generation“ eine Strategie zur Diskussion vorschlagen, mit
der  wir  glauben,  unseren  guten  alten  Slogan  „Systemchange  not
Climatechange“  tatsächlich  noch  verwirklichen  zu  können.

Dafür versuchen wir in diesem Papier 3 Fragen zu beantworten:

Warum steckt die Klimabewegung in der Krise?1.
Welche strategische Ausrichtung braucht die Bewegung, um daraus2.
zu kommen?
Wie lässt sich das praktisch umsetzen?3.

Warum steckt die Klimabewegung in der Krise?1.

Zuerst das Positive: Was wir geschafft haben ist, viele, und zwar wirklich
sehr viele Menschen auf die Straße zu bringen und das Klimaproblem damit
in den Fokus der öffentlichen Aufmerksamkeit zu tragen. FFF hat eine ganze
Generation von Jugendlichen politisiert und ihnen dazu verholfen, wertvolle
politische Kampferfahrungen in selbstorganisierten Strukturen und Aktionen
zu  machen.  Auch  wenn  die  Teilnehmer_innenzahlen  der  letzten
G r o ß m o b i l i s i e r u n g e n  s t e t i g  g e s u n k e n  s i n d ,  z ä h l e n  d i e
Klimagerechtigkeitsaktionen der letzten 3 Jahre nach wie vor zu den größten
Aktionen  überhaupt.  Dennoch  dürfen  wir  die  Augen  nicht  vor  dem
Offensichtlichen verschließen: Wir haben keine einzige unserer Forderungen



durchsetzen  können.  Millionen  von  Aktivisti  haben  sich  der  Bewegung
angeschlossen, haben viel Gegenwind und Repression für ihren Aktivismus
geerntet und viel Kraft, Energie und Arbeit in die Bewegung gesteckt. Und
was  haben  wir  dafür  bekommen?  Lausige  Klimapakete,  folgenlose
internationale Konferenzen und eine Menge heißer Luft. Dies führte dazu,
dass der Abstand zwischen unseren Aktionen größer und die Aktionen selbst
kleiner  wurden,  sich  viele  von  uns  frustriert  und  überarbeitet  von  der
Bewegung zurückgezogen haben.

Ein wichtiger Grund dafür liegt  darin,  dass zu viele  uns daran geglaubt
haben, dass die Partei „Bündnis 90/Die Grünen“ auf unser Seite stünde und
ein „Green New Deal“, ein grünerer Kapitalismus, möglich wäre. Wir haben
es verpasst mit der gesamten Bewegung eine Debatte darüber zu führen, wie
dieser vielzitierte „Systemchange“ denn eigentlich aussehen soll, ob dieser
innerhalb  des  Kapitalismus  gelingen  kann  und  welche  soziale  Kraft  ihn
mithilfe welcher Aktionsformen durchsetzen sollte. Stattdessen hat sich die
Bewegung  so  stark  fragmentiert,  dass  nun  Menschen  wie  Kathrin
Henneberg, Emilia Fester und Nyke Slawik für die Grünen im Bundestag
sitzen,  während sich die  anderen von den Bullen,  die  im Auftrag dieser
Regierung  handeln,  aus  dem  Danni  oder  von  der  A100  prügeln  lassen
müssen. Der Großteil von dem, was von der Klimabewegung übrig geblieben
ist,  ist  weiß* und hat  einen akademischen Hintergrund (kommt also von
Gymnasium/  Uni/  Hochschule  oder  hat  Akademiker_inneneltern).  Die
Tatsache,  dass  die  Anzahl  der  Aktivisti  zuerst  stagniert  und dann stetig
abgenommen hat, liegt also vor allem auch daran, dass wir es nicht geschafft
haben,  neue  und  bereite  Teile  der  Gesellschaft  außerhalb  von
klimabewussten  Studis  und  Schülis  für  unsere  Ziele  und  Aktionen  zu
gewinnen. Weder FFF, noch „Ende Gelände“, „Extinction Rebellion“ oder
„Letzte  Generation“  haben  unsere  Forderungen  und  Aktionen  zum
Klimaproblem  mit  den  sozioökonomischen  Interessen  der  Millionen  von
Lohnabhängigen politisch verknüpfen können.

Welche strategische Ausrichtung braucht die Bewegung, um2.
daraus zu kommen?

Es sind die führenden Industrienationen, die Sitz der lediglich 100 Firmen



sind,  die  für  über  70  Prozent  der  globalen  Treibhausgas-Emissionen
verantwortlich  sind.  Aus  Angst  die  eigene  führende  Stellung  auf  dem
Weltmarkt  in  Gefahr  zu  bringen,  wagt  es  keine  dieser  Regierungen,  die
Profite  ihre  Klimakil lerkonzerne  „zu  sehr“  durch  polit ische
Umweltschutzmaßnahmen  zu  beschneiden.  Der  Kampf  für  die  Erhaltung
dieses Planeten ist also ein Klassenkampf, bei dem die Seite des Kapitals mit
politischer Rückendeckung versucht, ihre Profite zu vermehren, während es
unsere  Aufgabe  sein  muss,  die  Zerstörung  unserer  natürlichen
Lebensgrundlagen aufzuhalten. Demzufolge muss es auch die Perspektive
der Klimabewegung sein, nicht einen „grüneren“ Kapitalismus zu fordern,
sondern  den  Widerspruch  zwischen  kapitalistischer  Marktlogik  und
nachhaltiger Lebensweise zu erkennen und aufzuheben. Unser strategischer
Partner  dafür  ist  die  organisierte  Arbeiter_innenbewegung.  Ihre  aktuelle
Führung  aus  sozialdemokratischen  Parteien  und  verknöcherten
Gewerkschaften steckt mit dem Kapital unter einer Decke und hat nur leere
Worte für den Klimaschutz übrig hat. Dennoch ist es ihre besondere Stellung
in der kapitalistischen Produktionsweise, die ihr die soziale Macht verleiht,
das System aus den Angeln zu heben. Denn wo gestreikt wird, kann kein
Profit  mehr fürs Kapital  produziert werden, es wird also gezwungen, auf
unsere  Forderungen  einzugehen.  Daher  müssen  wir  uns  aktiv  an  die
Gewerkschaften  und  die  Sozialdemokratie  wenden,  ihre  Führung  dazu
auffordern den Burgfrieden mit dem Kapital zu brechen und der Ausbeutung
sowohl des Menschen als auch des Planeten den Kampf anzusagen.

Verbesserungen statt Verzicht und Verboten

Die Regierung sagt, dass Verbote und individueller Verzicht die Lösung seien
für die Energie-  und Klimakrise.  Bei  steigenden Preisen sollen die Leute
sparen  und  die  Heizung  runterdrehen,  vielleicht  halt  auch  ein  bisschen
frieren. Manche sagen sogar, es sei gut, dass die Preise steigen, dann würde
weniger konsumiert. Gleichzeitig werden einige wenige immer reicher und
die  Regierung  beschließt  100  Milliarden  in  die  Bundeswehr  (selbst  ein
großer Klimakiller)  zu pumpen. Wollen wir unsere Klasse auf  die Straße
bringen, dürfen wir nicht in den Chor der Robert Habecks einfallen,  die
Frieren für Klima und Demokratie (eigentlich aber für die Interessen des



deutschen Kapitals) propagieren. Stattdessen brauchen wir Forderungen, die
nicht  nur  den  Klimawandel  stoppen,  sondern  auch  mit  konkreten
Verbesserungen  für  die  Arbeiter_innen  verbunden  sind:

Ausbau  des  öffentlichen  Nahverkehrs,  Schluss  mit  DB-Chaos,  9€-
Ticket 4ever!
Ausbau  der  erneuerbaren  Energien  unter  Arbeiter_innenkontrolle
und kostenlose Deckung eines Grundbedarfs für jede_n!
Verstaatlichung  der  Lebensmittelindustrie,  Preise  senken  und
nachhaltige Agrarwende organisieren!

Enteignen, enteignen, enteignen!

Indem wir  Energieproduktion,  Verkehr  oder  Landwirtschaft  demokratisch
organisieren, kontrollieren und planen, entreißen wir sie der egoistischen
und widersprüchlichen Marktlogik und können so ein Wirtschaften, orientiert
an unseren Bedürfnissen und der Erhaltung des Planeten anstatt  an der
Vermehrung von Profiten, umsetzen. Dabei lässt sich auch beispielsweise die
Spaltung zwischen Klimabewegung auf der einen und Beschäftigten in der
Kohle- und Autoindustrie auf der anderen Seite überwinden, denn durch die
Vergesellschaftung geht kein einziger Job verloren und da keine Profite für
die Chefs mehr erwirtschaftet werden müssen, bleibt auch mehr für alle
übrig. Neuere Ansätze wie „RWE&Co enteignen“ gehen deshalb bereits in
die  richtige  Richtung  und  sollten  weiter  diskutiert  und  vertieft  werden.
Gleichzeitig bieten sich so auch neue Potenziale, um Kämpfe zu verbinden:
Lasst  uns  den  Immobilienriesen  „Deutsche  Wohnen“  enteignen,  anstatt
klimaschädliche und platzraubende Luxuswohnungen zu bauen. Lasst uns
das Gesundheitssystem vergesellschaften, denn der Klimawandel produziert
nicht  nur  tödliche  Hitzewellen  und  Pandemien,  die  Privatisierung  der
Krankhäuser hat auch dafür gesorgt, dass die Pflegekräfte am Limit sind und
den Kranken nicht mehr genügend Betten zur Verfügung stehen. Lasst uns
an der Seite der Widerstandsbewegungen im globalen Süden die Agrar-,
Lebensmittel-  und Trinkwasserkonzerne vergesellschaften,  die aktuell  von
massiven  Preissteigerungen  profitieren,  während  andere  hungern.  Der
Kampf für die Vergesellschaftung der einzelnen Schlüsselstellen ist dabei nur
der erste Schritt in Richtung einer neuen globalen Wirtschaftsweise, die auf



der  Basis  von  Nachhalt igkeit ,  demokratischer  Planung  und
Bedürfnisorientierung  die  egoistische,  klimaschädliche  und  zerstörerische
Profitvermehrung des Kapitalismus hinter sich lässt.

Internationalismus muss

Die  westlichen  Industrienationen  versuchen  sich  mit  neuen  Recycling-
Verfahren und schicken E-Autos als besonders klimafreundlich darzustellen,
während sie  ihre  Müllberge einfach im globalen Süden abladen und die
Menschen in den Kobaltmienen schonungslos ausbeuten. Genauso versuchen
sie uns nun ihren Krieg gegen Russland als Rettungsmission für das Klima zu
verkaufen.  Dabei  reden „selbst“  die  Grünen schon öffentlich  davon,  den
Kohleausstieg erneut zu verschieben oder sogar in die Atomenergie wieder
einzusteigen. An die Stelle des russischen Gases tritt die RWE-Braunkohle,
das den Krieg im Jemen finanzierende saudische Öl und das Fracking-Gas
aus den USA, von rußkotzenden Flüssiggastankern einmal um die halbe Welt
geschippert. Als Klimabewegung können wir uns deshalb nicht einfach aus
der Kriegsfrage heraushalten. Es gilt sich weder auf die Seite Putins, noch
auf die Seite der NATO zu schlagen, sondern unseren Kampf gegen den
Klimawandel  als  Kampf  gegen  das  System  aus  konkurrierenden
imperialistischen  Nationalstaaten  zu  führen.  Eine  große  Stärke  unserer
Bewegung  ist  dabei  ihre  internationale  Vernetztheit.  So  lässt  sich  ein
internationales  System  auch  nur  durch  global  koordinierten  Widerstand
bekämpfen.

Wie lässt sich das praktisch umsetzen?3.

Die Klimacamps in Leipzig und im Rheinland, aber auch der Interregionale
Sommerkongress  in  Darmstadt  bieten  gute  Möglichkeiten  dafür,  einen
solchen  Strategiewechsel  zu  diskutieren.  Die  Klimacamps  könnten  als
Vorbereitung dafür  dienen,  eine Klima-Aktionskonferenz vorzubereiten,  in
der alle Teile der Klimabewegung durch wähl- und abwählbare Delegierte
repräsentiert sind. Die Wähl- und Abwählbarkeit der Delegierten ist dabei
besonders zentral,  um die Verselbstständigung von Führungspersonen zu
verhindern (danke für nichts Luisa…) und eine basisdemokratische Kontrolle
von  unten  gewährleisten.  Die  rassistischen  Vorfälle  innerhalb  der



Klimabewegung haben außerdem die Notwendigkeit aufzeigt, die Frage der
Verschränkung von strukturellem Rassismus, (Neo-)Kolonialismus und Klima
auf die Tagesordnung zu holen, sowie auch bewegungsinterne Schutzräume
für POCs zu schaffen. Der Charakter einer solchen Konferenz sollte darauf
ausgerichtet sein, ein gemeinsames Aktionsprogramm zu verabschieden, in
dem  wir  uns  auf  gemeinsame  Forderungen  und  Aktionen  einigen.  In
Vergangenheit  ging  es  auf  Klimacamps  und  -konferenzen  häufig  um
Vernetzung, Spiel&Spaß sowie interessante Workshops. Das ist auch nicht
verkehrt, jedoch sollte im Zentrum der basisdemokratische Beschluss eines
verbindlichen  Aktionsprogrammes  stehen,  damit  wir  als  Klimabewegung
nach einer solchen Konferenz gestärkt auf dasselbe Ziel zugehen.

Um den oben beschworenen Druck auf Sozialdemokratie und Gewerkschaftet
praktisch  aufzubauen  sind  neben  offenen  Briefen  auch  Aktionen  vor
Gewerkschaftszentralen,  Betriebstoren  oder  zu  Parteiversammlungen  nötig.

Gleichzeitig müssen wir anfangen unser Aktionsprogramm auch dort unter
die Leute zu bringen, wo wir uns tagtäglich aufhalten: in unseren Schulen,
Unis  und  Betrieben.  Vor  Ort  müssen  wir  Basiskomitees  aufbauen,  die
kontinuierlich Arbeit zum Klimaproblem machen und diese mit den sozialen
Problemen vor Ort verknüpfen. Anstelle sich nur unter Gleichgesinnten zu
bewegen,  lohnt  es  sich  durch  Mobilisierungen,  Vollversammlungen  und
kleineren Aktionen vor Ort die Debatte zu anderen Leuten zu bringen und
unsere  Themen  sichtbarer  zu  machen.  Das  sorgt  für  eine  stetige
Auseinandersetzung  und  befähigt  gleichzeitig  viele  von  uns,  sich  mehr
einzubinden. Vor allem, ist die Hemmschwelle, sich einzubringen, für viele
dort wesentlich geringer. Lasst uns Vollversammlungen und Veranstaltungen
an unseren Schulen und Unis organisieren, auf denen wir gemeinsam mit den
Belegschaften und Gewerkschaften diskutieren. Gleichzeitig sollten wir als
Schüler_Innen,  Studis  und  Aktivist_Innen  Streikversammlungen  und
Streikposten  von  Beschäftigten  besuchen,  um  unsere  Solidarität
auszudrücken und gemeinsame Schnittstellen im Kampf für  eine bessere
Welt auszuloten.



Rassistische  Berichterstattung
kann  Klimaintifada  nicht
aufhalten
Im Rahmen der aktuell stattfindenden Hamburger Aktionswoche von Ende
Gelände, einem Bündnis aus linken und ökologischen Initiativen, wird auf den
Zusammenhang zwischen Umweltzerstörung, Ausbeutungsverhältnissen und
dem  besonderen  Elend  des  globalen  Südens  verwiesen.  Die
Jugendorganisation  REVOLUTION  begrüßt  diese  Entwicklung.  Die
kapitalistischen Zentren Europas verlagern seit  Jahren Umweltzerstörung
und  Abfälle  ihrer  neoliberalen  Konsumgesellschaften  zunehmend  auf  die
armen Länder der Welt.

Der Widerstand gegen diese Umstände, die die Lebensgrundlage aktueller
und künftiger Generationen weltweit zerstören, verlangt eine grundlegende
Veränderung. Diese Veränderung muss die Gesellschaft im Allgemeinen und
materiell ergreifen, mit dem Ziel, die globale Produktion und die Nutzung
begrenzter Ressourcen rational und demokratisch zu planen. Sie muss aber
auch in unserem Denken ihren Anfang finden.

Ein Teil dieses Prozesses muss beinhalten, die Arroganz zu überwinden, die
in der offiziellen Ideologie der Metropolen der globalen Ausbeutung und
Umweltzerstörung  verankert  ist.  Die  Jugendorganisation  REVOLUTION
bezieht sich daher positiv auf demokratische und revolutionäre Traditionen,
die auch außerhalb Deutschlands und Europas existieren. In diesem Sinne
rief sie zu einer „Klimaintifada“ auf. Intifada ist ein Wort aus dem Arabischen
und bedeutet, sich zu „erheben“, „etwas abzuschütteln“ oder „loszuwerden“.
Das Wort blickt auf eine lange Tradition demokratischer und revolutionärer
Kämpfe im arabischen Raum zurück.  Seit  dem 12.08.2022 bemühen sich
deutsche  Medien,  insbesondere  die  Springerpresse,  diesen  Begriff
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antisemitisch  umzudeuten.

Es  ist  wahr,  dass  der  Begriff  der  Intifada  auch  durch  demokratische
Bewegungen  der  Palästinenser:innen  gegen  ihre  ethnisch  und  religiös
begründete  Unterdrückung  durch  den  israelischen  Staat  geprägt  ist.
Während  diese  Zeilen  geschrieben  werden,  führt  der  militärisch  und
wirtschaftlich überlegene israelische Staat Krieg gegen die palästinensische
Bevölkerung. Auch in der Vergangenheit wurden demokratische Bewegungen
durch ihn mit brutaler Gewalt niedergehalten, die sich mit der arabischer
Diktaturen bei der Niederschlagung des arabischen Frühlings messen kann.
Dieser  Umstand  wird  im  Übrigen  auch  von  den  Gremien  der  Vereinten
Nationen anerkannt.

Die  Jugendorganisation  REVOLUTION  steht  in  einer  langen  und
nachweisbaren  Tradition,  demokratische  Bewegungen  weltweit  zu
unterstützen. Eines von vielen Beispielen internationaler Solidarität stellt ihr
gemeinsames  Engagement  mit  l inken  Juden/ Jüdinnen  und
Palästinenser:innen  für  eine  demokratische  und  sozialistische
Einstaatenlösung im Raum Palästina/Israel dar, in dem alle Bürger:innen egal
welcher  Ethnie  oder  Religion  gleichberechtigt,  mit  vollen  sozialen  und
demokratischen Staatsbürgerrechten ausgestattet leben können.

In diesem Licht zeigt die aktuelle Berichterstattung vier Dinge:

1. dass die bürgerliche Presse in Deutschland jeden Anlass nutzen möchte,
um  Klimaproteste,  die  über  symbolischen  Protest  hinausgehen,  zu
verunglimpfen,  mit  welch  absurden  Mitteln  auch  immer.

2.  Sie  wird daher dem Anspruch einer demokratischen Berichterstattung
nicht gerecht.

3.  Die  berichtenden  Journalist:innen,  die  sich  verunglimpfend  über  den
Begriff  der  Klimaintifada  äußerten,  sind  in  einem  rassistischen  und
orientalistischen  Weltbild  verfangen.  Ein  Begriff  steht  hier  scheinbar
prinzipiell  unter  dem  Verdacht,  da  er  ein  arabischer  ist.

4.  Etliche  berichtende  Journalist:innen  und  Medien  erfüllen  nicht  die



grundlegenden Standards ihrer Profession. Eine ernsthafte Recherche würde
ergeben,  dass  die  Jugendorganisation  REVOLUTION keine  antisemitische
Organisation ist, sondern sich für einen demokratischen und sozialistischen
Staat  auf  dem  Gebiet  Israel/Palästina  einsetzt  und  antisemitische
Verschwörungstheorien, wie sie im WELT-Artikel reproduziert werden („ …
suggeriert  einen  Zusammenhang  zwischen  dem  Klimawandel  und  dem
jüdischen  Volk“),  klar  ablehnt.

Die  Positionen  der  Jugendorganisation  REVOLUTION  mögen  der
Springerpresse nicht gefallen oder jenen, die ihr nach dem Mund reden. Sie
müssen es auch nicht.

Die Springerpresse ist kaum bekannt dafür, eine Vertreterin für Demokratie
oder  Wahrheit  zu  sein.  Dass  sie  der  Meinung  ist,  das  Wort  Intifada
antisemitisch zu  deuten,  während der  israelische Staat  erneut  Krieg auf
palästinensischem Gebiet führt, ist nichts als hetzerische Propaganda. Es ist
genauso  absurd,  als  wollte  man  der  berechtigten  Verteidigung  des
Selbstbestimmungsrechtes  der  ukrainischen Bevölkerung prinzipiell  einen
gegen  Russland  gerichteten  Rassismus  unterstellen.  Wir  sind  der
Springerpresse aber dankbar dafür, dass sie uns mit ihrer Hetze, die bereits
Rudi  Dutschke  ins  Grab  brachte,  erneut  an  einen  wichtigen  Umstand
erinnert:  Dieses  rechte,  antidemokratische  und  imperialistische  Hetzblatt
gehört  enteignet  und  unter  demokratische  gesellschaftliche  Kontrolle
gebracht.  In  jedem  Fall,  wir  werden  uns  ihrer  orientalistischen  und
rassistischen Hetze nicht beugen. Sie wird die Klimaintifada – oder wie es
einem  (anti)deutschen  Kleingeist  vielleicht  besser  schmecken  mag,
Klimaerhebung  –  nicht  aufhalten.

Solidarität mit den Hafenstreiks
Vom 9.8.-15.8.22 war Ende Gelände in Hamburg um ein Protestcamp und
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Aktionen durchzuführen. Wir finden es wichtig, dass Menschen etwas gegen
die Umweltzerstörung tun wollen und es seit  Jahren Umweltbewegungen
gibt, die Tausende auf die Straße mobilisieren, doch wir haben Kritik an der
Strategie und auch den Aktionen!

Deutschland befindet sich inmitten der höchsten Inflation seit 40 Jahren und
die Auswirkungen treffen die Lohnabhängigen und Unterdrückten sämtlicher
Produktionsstätten.  Ihr  Reallohn  sinkt,  viele  werden  an  den  Rand  des
Existenzminimums und darüber hinaus gedrängt, der Frust steigt.

Es gab in Hamburg und anderen Städten, wie Bremen und Wilhelmshaven in
jüngster  Zeit  Hafenstreiks  mit  tausenden  von  Arbeiter_Innen,  die  den
Hafenbetrieb lahmlegten und sich mit ihren Bossen, der Polizei und Justiz
anlegten  um  für  gerechte  Löhne  und  bessere  Arbeitsbedingungen  zu
kämpfen. Sie haben gezeigt, wenn sie streiken, steht die Produktion still, sie
sind der Hafen, ohne sie geht nichts. Es waren die größten Streiks seit 40
Jahren in den Häfen. Derzeit wird ihnen verboten weiter zu streiken, denn
die Bosse und auch die Regierung haben Angst  vor der Ausweitung des
Streiks, Angst davor ihre Profite und die Macht über die Arbeiter_Innen zu
verlieren. Doch sie wollen weiter kämpfen und brauchen dazu Unterstützung.

Viele  linke  Organisationen  haben  sich  mit  ihnen  solidarisiert,  einige
unterstützten  aktiv  vor  Ort.

Nun mobilisiert  Ende Gelände nach Hamburg, die Stadt wo über 12.000
Hafenarbeiter_Innen gestreikt haben. Sie rufen zu Aktionen gegen fossile
Energien,  LNG Terminals  und  neokoloniale  Ausbeutung  auf.  Gerade  der
Hamburger Hafen wird dabei als Ort der neokolonialen Ausbeutung benannt.
Wir fragen uns, warum Ende Gelände da nicht die Streikbewegung im Hafen
nutzt?
Es gab lediglich einen Post  auf  Twitter,  wo sich mit  den Arbeiter_Innen
solidarisiert  wurde.  Doch  was  ist  mit  den  anderen  Plattformen?  Ende
Gelände  ist  neben  Fridays  for  Future  eine  der  einflussreichsten
Umweltbewegungen in Deutschland aber nutzt ihre Reichweite nicht. Das
Camp in Hamburg soll ein Ort des Austausches und der Vernetzung sein,
doch auch hier gibt es nirgendwo einen Workshop von Hafenarbeiter_Innen,



wo sich mit den Streikenden vernetzt werden kann.

Wir haben mit den Arbeiter_Innen im Hafen gesprochen, sie sind enttäuscht
von Ende Gelände und haben Bedenken zu den Aktionen. Die Bewegung ist
zwar auf  sie  zu gekommen aber die  Arbeiter_Innen hatten entweder die
Chance  mitzumachen  oder  nicht,  eine  Einbindung  oder  gemeinsame
Perspektive  konnte  so  nicht  geschaffen  werden.  Eine  Blockade ohne die
Arbeiter_Innen bedeutet, dass diese noch mehr Überstunden machen müssen
und die Folgen auf sie abgewälzt werden. Der Streik wird von linken Kräften
angeführt die fortschrittliche Forderungen nicht nur mit der Gewerkschaft
sondern auch mit  Anbindung an linke  Organisationen erkämpfen wollen.
Dabei kämpfen sie nicht nur gegen ihre Bosse, die Regierung und Hetze in
den Medien, sondern auch gegen Rechte Kräfte innerhalb der Betriebe. Es
wäre nötig die Streikbewegung zu unterstützen und im Hafen gegen die
Streikverbote zu mobilisieren, anstatt nur für einen Tag und ein bisschen
mediale  Aufmerksamkeit  die  Arbeiter_Innen  von  linken  Bewegungen
wegzutreiben! Wir haben einen gemeinsamen Feind, die Konzernbosse und
die Regierung, die sowohl die Ausbeutung der Arbeiter_Innen als auch Natur
weiter fortführen wollen! Es wäre nötig sich mit den Arbeiter_Innen über die
Eventaktion hinaus zu vernetzen und dauerhaft zu schauen, wie so ein Hafen
anders  aufgebaut  werden  kann  um  nicht  mehr  der  neokolinialen
umweltschädlichen  kapitalistischen  Produktion  zu  unterliegen!

Wenn wir die Umwelt retten wollen müssen wir erkennen, dass das nur im
gemeinsamen  Kampf  mit  den  Arbeiter_Innen  weltweit  umzusetzen  geht.
Antikapitalistischer Umweltschutz heißt Klassenkampf! Denn Lohnabhängige
und Unterdrückte leiden am meisten unter den Folgen des Klimawandels und
sind  gleichzeitig  diejenigen,  die  die  umweltschädliche  kapitalistische
Produktion  stillegen  und  umwandeln  können.

Die Protestcamps und Workshops, die EG anbietet, könnten viel mehr sein als
Orte der öffentlichen Kundgebung, sie könnten eine Gelegenheit  sein für
offenen  und  gleichberechtigten  Austausch  und  taktische  Absprache  über
gemeinsame  Ziele.  Der  Ort  wo  wir  anfangen  uns  endlich  gemeinsam,
demokratisch  zu  organisieren.  Der  Hafen  wird  vor  allem  durch  seine
Bedeutung  im  Transportsektor  zu  einem  Ort  neokolinialer  und



umweltschädlicher  Ausbeutung,  Forderungen  nach  einer  Energie-und
Verkehrswende  müssen  hier  mit  Arbeitszeitverkürzungen  zu  vollem
Lohnausgleich sowie Enteignung unter Arbeiter_Innenkontrolle einhergehen.
Auch die Hafenarbeiter_Innen wissen um die Problematiken der Umwelt,
denn sie sehen täglich die Ausbeutung von Mensch und Natur.
Wir fordern die Umweltschutzbewegung dazu auf mit den Arbeiter_Innen in
Diskussion zu treten, sie aktiv zu unterstützen und konkrete Forderungen zu
stellen, welche sowohl den Kampf gegen Ausbeutung der Arbeiter_Innen als
auch der Umwelt verbinden.

Für solch einen gemeinsamen Kampf müssen Forderungen wie die folgenden
aufgestellt und diskutiert werden:

Enteignung  der  umweltschädigenden  Konzerne  unter
Arbeiter_Innenkontrolle!Umbau  unnötiger  Industrien  wie  der
Autobranche,  des  Kohlebaus,  der  LNGs  –  Umschulung  statt
Entlassung!
Lohnerhöhung angepasst an die Inflation.
Arbeitszeitverkürzungen zu vollem Lohnausgleich!
Kampf  der  Sozialpartner_Innenschaft  und  Gewerkschaftsführung!
Für kämpferische Gewerkschaften!
Für  ein  uneingeschränkten  Streikrecht,  welches  notfalls
widerrechtlich durchgesetzt wird!

Für eine demokratische Planwirtschaft unter Arbeiter_Innenkontrolle!

Forderungen dieser Art hätten die Chance, endlich eine Brücke zu schlagen
zwischen linkem Umweltakivismus und Fortschritt für die Lohnabhängigen
und Unterdrückten. Die aktuellen Streiks sind eine Chance die wir nicht
einfach  vorüberziehen  lassen  sollten!  Die  Hafenarbeiter_Innen haben die
Schnauze voll, und das zurecht! Jetzt ist es an uns, uns hinter sie zu stellen.
Wir können die Umwelt nur retten, wenn wir uns nicht nur Antikapitalistisch
nennen  sondern  wirklich  einen  Kampf  gegen  das  kapitalistische  System
führen und die kapitalistische Produktionsweise durch eine demokratische
Planwirtschaft ersetzen, die auf die Bedürfnisse von Mensch und Umwelt
ausgelegt ist und nicht auf Profite.



Streiks  gegen  die  Krise  in
Europa
Von Jonathan Frühling

Seit  Beginn der Pandemie Anfang 2020 sind 130 Millionen Menschen in
totale Armut abgerutscht. Die Inflation erhöht diese Zahl momentan noch
einmal massiv. Die Entwicklung umfasst nicht einzelne Länder und Branchen,
sondern den gesamten Planeten. Deshalb formiert sich überall Widerstand
von Menschen, die nicht hinnehmen wollen, dass sich die herrschende Klasse
ihrer Länder immer noch weiter bereichert. Beispielhaft soll hier genannt
werden,  dass  das  Vermögen  der  2755  Milliardär_Innen  in  der
Coronapandemie von 4 auf 12 Billionen US-$ gestiegen ist. Deshalb werden
momentan weltweit Abwehrkämpfe geführt, in denen die Arbeiter_Innen und
Bäuer_Innen versuchen zu verhindern, die Kosten der vielen Krisen zahlen zu
müssen.  Wir  haben  uns  für  euch  exemplarisch  Bewegungen  in  Europa
angeschaut und Gemeinsamkeiten und Unterschiede herausgearbeitet und
versuchen eine Perspektive zu formulieren.

Streiks Europaweit

Norwegen
In Norwegen streikten Anfang Juli  Arbeiter_Innen in der Gasindustrie für
mehr Lohn, sodass die Gasförderung auf drei Förderplattformen eingestellt
werden musste. Relevant war das auch für Deutschland, welches mehr als 30
% seines Gases aus Norwegen bezieht. Die Regierung schritt allerdings nur
wenige Stunden nach dem Ausbrechen des Streikes ein und brachte ihn vor
ein  Schlichtungsgremium,  was  nach  norwegischem  Recht  legal  ist.
Begründet  wurde  das  mit  den  Gasengpässen  in  Europa  und  dem Krieg
zwischen  Ukraine  und  Russland.  Die  Gewerkschaften  akzeptierten  diese
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Entscheidung

Deutschland
In  sechs  deutschen  Häfen  haben  die  Arbeiter_Innen  im  Juni  und  Juli
Warnstreiks  durchgeführt  und  damit  erreicht,  dass  Waren  nicht
umgeschlagen werden konnten. Die Gewerkschaft fordert 14% mehr Lohn in
einem Jahr, die Kapitalseite bot 12,5 % in zwei Jahren. Das Angebot liegt
damit  unter  der  Inflation  und  wird  von  der  Gewerkschaft  daher
richtigerweise  abgelehnt.

Die Kapitalseite denkt in Form von „Arbeitgeberpräsident“ Reiner Dulger
desweilen  laut  darüber  nach,  mit  Notstandsgesetzen  das  Streikrecht  zu
brechen. So könnte sichergestellt werden, dass die Industrie auf Kosten der
Lohnabhängigen ununterbrochen weiterläuft. Das wäre natürlich ein brutaler
Angriff auf ein langerkämpftes Streikrecht.

Spanien
Auch  in  Spanien  gibt  es  momentan  Streiks.  Hier  s ind  es  die
Kabinenarbeiter_Innen  der  Billig-Airlines  Easyjet  und  Ryanair,  die  der
Arbeiter_Innenklasse ein Beispiel geben. Beide Unternehmen sind für ihre
schlechten  Arbeitsbedingungen  bekannt.  Die  Streiks  haben  natürlich
Auswirkungen  in  ganz  Europa,  da  die  Airlines  ausschließlich
innereuropäische Flüge durchführen. Zudem kommt hinzu, dass die Branche
unter  Personalmangel  zu  kämpfen  hat,  welcher  auch  zum  Teil  auf  die
niedrigen Löhne zurückzuführen ist.

Großbritannien
Besondere Strahlkraft hatten die Eisenbahner_Innenstreiks der Gewerkschaft
RMT in  England Ende Juni  2022.  Es  waren mit  50.000 Streikenden die
größten Streiks  der  Branche seit  30 Jahren und brachten ca.  80 % des
Schienenverkehrs auf der Insel zum Stehen. Ziel ist es auch hier, für höhere
Löhne, Arbeitsplatzsicherheit und bessere Renten zu kämpfen, denn die Post-
Brexit  Gesellschaft  wird  von  Inflation  und  wirtschaftlichen  Problemen



besonders hart getroffen. Teile des Staatsapparates haben bereits gewarnt,
dass ein Erfolg der Bewegung die Arbeiter_Innenbewegung motivieren kann
ähnliche  Forderungen  in  anderen  Sektoren  zu  stellen.  Da  die  britische
Regierung gerade zerfällt,  ist  es  eine  besonders  gute  Situation,  um den
Druck zu erhöhen und weiter Sektoren der Klassen in den Kampf zu führen.

Schwächen der Streiks
Alle genannten Beispiele zeigen, dass es eine Schwäche der Streiks gibt, die
zu deren Scheitern oder  zumindest  zu für  die  Arbeiter_Innen schlechten
Abschlüssen führt. Überall verhandelt nicht die Arbeiter_Innenklasse selbst,
sondern  s te l l ver t re tend  e ine  bürokra t i sche  Sch icht  von
Gewerkschaftsfunktionär_Innen.  Diese  haben  aber  sowieso  einen  gut
bezahlten  und  recht  sicheren  Job,  weshalb  sie  vom  Interesse  der
Arbeiter_Innen losgelöst handeln. Ihnen geht es vor allem darum, ihre eigene
Stellung durch schnelle Schlichtungen und einen guten Draht zu Regierung
zu sichern, statt die Kämpfe zu eskalieren und so z.B. mehr Lohn für die
Arbeiter_Innen zu erkämpfen.

Deshalb  liegen  die  Lohnforderungen,  wenn  überhaupt,  knapp  über  dem
Inflationsausgleich, die Abschlüsse sogar meist darunter! Außerdem sind 1-3-
tägige Streiks, die oftmals sogar auf mehrere Wochen verteilt sind, nicht
genug,  um  den  Druck  wirklich  zu  erhöhen.  Diese  Taktik  ist  nur  dafür
geeignet, die Bewegung totlaufen zu lassen. Es braucht Forderungen von
mindestens 8-10 % mehr Lohn bei 12 Monaten Laufzeit. Diese Ziele können
aber nur umgesetzt werden, wenn es einen unbefristeten Streik gibt. Ein
kämpferisch  geführter  Streik  erhöht  außerdem  fast  automatisch  die
Mitgliederbasis  der Gewerkschaft.  Nur wenn sich die Arbeiter_Innen des
Streiks bemächtigen und selbst die Kontrolle darüber haben wann, wo und
wofür gestreikt wird und vor allem wann der Streik beendet wird, können sie
dem Kapital und der Regierung das Fürchten lehren.

Eine weitere Schwäche ist die Zersplitterung der Kämpfe. Der Grund, wieso
die  Regierungen  und  Kapitalist_Innen  hier  in  Europa  schnell  und
entschlossen gegen die Streiks vorgehen wollen, ist überall  derselbe: Die
Europäische Union und der gesamte Kapitalismus ist in einer Krise, in die



uns die Regierungen selbst geführt haben. Kürzlich wurde das durch ihre
wirtschaftlichen Angriffe gegen Russland z.B. mittels Sanktionen deutlich.
Grund genug für uns gemeinsam auch politische Forderungen aufzustellen,
um die Krise in unserem Sinne zu lösen. Damit ist z.B. das Abschaffen der
Sanktionen gemeint, die vor allem der Entflechtung und Stabilisierung der
europäischen  Wirtschaft  dienen  sollen  und  in  Russland  selber  eher  der
Arbeiter_Innenklasse als den Kapitalist_Innen schaden. Auch zur Zahlung der
Coronaschulden muss das Kapital zur Kasse gebeten werden. Statt Geld für
Rüstung brauchen wir Geld für Krankenhäuser, Schulen, Renten. Natürlich
muss die gesamte Infrastruktur dafür wieder in öffentliche Hand geführt
werden.

Dies  alles  sind  aber  politische  Forderungen,  die  nicht  in  nationalen
Tarifverhandlungen geklärt werden können. Die Arbeiter_Innenklasse muss
endlich wieder die politische Bühne betreten und beweisen, dass sie eine
gesamtgesellschaftliche Perspektive formulieren kann. Alle hier erwähnten
Bewegungen sind defensive  Abwehrkämpfe,  die  dafür  sorgen sollen,  den
Verfall  des  Lebensstandards  aufzuhalten.  Wir  müssen  aber  selbst  in  die
Offensive gehen. Oft wird argumentiert, dass in Zeiten von Krisen alle den
Gürtel  enger  schnallen  müssen.  Aber  gerade  jetzt  zeigt  sich,  wie
unbrauchbar  der  Kapitalismus  geworden  ist,  um  für  Wachstum  und
Wohlstand  zu  sorgen.  Wenn  sich  die  Kämpfe  verbinden  und  ausweiten
können wir uns, wie Marx es einst formulierte: „den ganzen alten Dreck vom
Hals schaffen.“

Proteste  gegen
Abtreibungsverbote in den USA:
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Interview mit einer Aktivistin vor
Ort
In den USA hat der Oberste Gerichtshof im Juni dieses Jahres ein Urteil
erlassen, welches den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen einschränken
und  sogar  verbieten  kann.  Mehrere  Bundesstaaten  haben  bereits
angekündigt, die Rechte auf Abtreibungen massiv anzugreifen. Als Reaktion
kam es in vielen US-amerikanischen Städten zu Massenprotesten. Wir haben
in diesem Interview mit der Aktivistin Lara (Instagram @Lara.islinger) vor
Ort gesprochen:

Wer bist du? Wo bist du organisiert? 
„Ich bin Lara (sie/ihr) und wohne eigentlich in Hamburg. Ich verbringe den
Sommer damit, in New York für Shout Your Abortion (SYA) zu arbeiten. SYA
ist  eine  Organisation,  die  sich  für  die  Entstigmatisierung  des
Schwangerschaftsabbruchs einsetzt – mit kreativen Aktionen und dadurch,
dass wir Menschen eine Plattform geben, um ihre Erfahrungen zu teilen.
Aufgrund der aktuellen Situation, also dem Urteil des Supreme Court und die
Abtreibungsverbote in vielen Staaten, fokussieren wir uns aktuell auf den
Zugang zu sicheren Abtreibungen insbesondere durch Abtreibungspillen –
egal ob legal oder nicht.

Seit einigen Wochen, bin ich bei New York City For Abortion Rights aktiv, ein
sozialistisch-feministisches  Kollektiv,  das  Demos  und  sogenannte  Clinic
Defenses  organisiert.“
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Inwiefern  bist/warst  du  Teil  der  Proteste  gegen  die
neuen Abtreibungsverbote? Was ist  dein Ziel?
„Gemeinsam mit „New York City For Abortion Rights“ und anderen links-
feministischen Gruppen habe ich einen Protest am Tag der Supreme Court
Entscheidung organisiert zu dem 20.000 Leute gekommen sind. Mir ging es
bei der Demo vor allem darum, Solidarität auszudrücken mit Menschen in
republikanischen  Bundesstaaten,  in  denen  nun  Abtreibungsverbote  und
Einschränkungen gelten.  Abgesehen von einem erhöhten Andrang in den
Abtreibungskliniken, wird sich in New York durch das Urteil wenig ändern.
Trotzdem spüren wir auch hier den Einfluss von Abtreibungsgegner_Innen,
da  wir  sogenannte  Clinic  Defenses  organisieren.  Das  sind  Proteste  und
Blockaden gegen Abtreibungsgegner_Innen,  die  zu  Kliniken  prozessieren,
eskortiert vom NYPD, und dort Patient_Innen belästigen – mitten in New
York City.

Am  Montag,  dem  4th  of  July,  war  ich  mit  “Shout  Your  Abortion”  in
Washington DC. Wir haben vor dem Supreme Court einen Stand aufgebaut,



an dem wir Limonade verschenkt und Informationen zu Abtreibungspillen
verbreitet haben, die man in allen 50 Staaten über die Organisation Aid
Access  bestellen  kann  –  auch  ohne  schwanger  zu  sein  (sog.  advanced
provision).  Unser  Motto  lautet  „Fuck  SCOTUS.  We’re  doing  it  anyway“.
Dieses illegitime, undemokratische Gericht kann uns nicht aufhalten.

Dazu will ich unbedingt betonen, dass das Urteil natürlich Konsequenzen hat,
die grausam und ungerecht sind. Unter der Kriminalisierung von Abtreibung
(und  Fehlgeburten)  leiden  am  meisten  Menschen,  die  marginalisierten
Gruppen  angehören  –  insbesondere  Schwarze  Menschen;  Indigene  und
weitere  People  of  Color;  die  LGBTQ+  Community;  Menschen  mit
Behinderung; Menschen, die im ländlichen Raum leben; junge Menschen und
arme Menschen.“

Wie nimmst du die Proteste wahr? Welche Gruppen sind
am Start?
„Mir geben die Proteste Kraft. Ich finde es gut, dass wir uns den öffentlichen
Raum nehmen, um unserer Wut Ausdruck zu verleihen und als Zeichen der
Solidarität mit allen Menschen, die von den Abtreibungsverboten betroffen
sind. Die feministische Bewegung nehme ich als zersplittert war. Viele linke
Aktivist_Innen wenden sich vom liberalen, weißen Mainstream-Feminismus
ab. Andererseits spüren wir in New York eine starke Solidarität von anderen
linken Gruppen sowie von den neu-gegründeten Gewerkschaften (z.B. der
Starbucks-Gewerkschaft), die sich unseren Protesten anschließen.

Wir distanzieren uns von Gruppen, die sogenannte die-ins organisieren, sich
mit  Blut  beschmieren  oder  Kleiderbügel  zu  Protesten  mitbringen.  Unser
Punkt ist ja: Wir gehen nicht zurück in die 1960er und frühen 1970er, bevor
Roe  entschieden  wurde,  und  als  viele  Menschen  aufgrund  unsicherer,
illegaler  Abtreibungen  gestorben  sind.  Wir  wollen  keine  Angst  schüren,
sondern  Hoffnung  machen.  Der  große  Unterschied  ist,  wir  haben  heute
Zugang  zu  Abtreibungspillen  und  wir  haben  ein  Netzwerk  von  Abortion
Funds, die finanzielle Unterstützung leisten. Wir werden dieses Urteil nicht
befolgen. Wir werden nicht aufhören abzutreiben. Wir werden nicht aufhören
uns gegenseitig zu helfen und wir werden nicht aufhören für reproduktive

https://aidaccess.org/en/
https://aidaccess.org/en/


Gerechtigkeit zu kämpfen.“

Kamala Harris hat als Antwort der Demokraten dazu
aufgerufen, diese Entscheidung mit der Stimmabgabe
bei den Zwischenwahlen doch noch zu kippen – hältst
du das für realistisch?
„Die  Biden-Regierung  und  die  Demokraten  betonen,  dass  sie
Abtreibungsrechte  verteidigen  wollen,  aber  ihre  Bemühungen  auf
Bundesebene halten nicht Schritt mit dieser Rhetorik.  Die Tatsache, dass die
Demokraten in Washington nicht in der Lage sind,  Abtreibungsrechte zu
stärken, obwohl sie das Weiße Haus und beide Kammern des Kongresses
kontrollieren,  hat  viele  Wähler_Innen  enttäuscht.  Ich  spüre  deutlich  die
Frustration über die Untätigkeit der Demokraten auf Bundesebene und höre
in linken, feministischen Kreisen immer wieder das Wort ‚desillusioniert‘.

Es stimmt:  Das Supreme Court  Urteil  hat  das Thema Abtreibung in den
Mittelpunkt mehrerer wichtiger Zwischenwahlen katapultiert. Die Wahlen in
den Bundesstaaten (etwa von Gouverneur_Innen, Generalstaatsanwalt_Innen,



Richter_Innen und der  Legislative)  könnten nun darüber  entscheiden,  ob
Millionen von Amerikaner_Innen Zugang zu legalen Abtreibungen haben oder
nicht. Viele haben aber das Gefühl, dass die Demokraten – angesichts der
hohen Inflation und der niedrigen Zustimmungsraten für Präsident Biden –
den  Unmut  über  das  Urteil  ausnutzen,  um  Wähler_Innenstimmen  zu
erhaschen, ohne einen konkreten Plan zu haben, wie sie den Zugang zu
Abtreibung in den USA gewährleisten und FLINTAs unterstützen werden.“

Wenn aber doch noch nicht alles verloren ist: Welche
Perspektive siehst du dann noch für FLINTAs in den
USA?
„Ich  lege  große  Hoffnung  in  feministische  Solidarität  und  Netzwerke  –
national  und  international.  Anders  als  die  Demokraten  haben  wir  uns
spätestens seit dem Leak des Entwurfs im Mai darauf vorbereitet, dass Roe
fallen wird. Wir verbreiten Informationen zu Abtreibungspillen, die per Post
in alle 50 Staaten verschickt werden können und sehr sicher sind. Dabei hilft
uns Plan C und die europäische Organisation Aid Access. Außerdem gibt es
ein  solides  Netzwerk  von  regionalen  Abortion  Funds,  die  finanzielle
Unterstützung für Abtreibungen leisten. Ich habe auch mitbekommen, dass
als  letzter  Ausweg  Abtreibungspillen  aus  Mexiko  geschickt  werden  –
kostenlos von dortigen feministischen Kollektiven als Akt der Solidarität mit
FLINTAs in den USA. Unser Motto lautet: ‚We will save us.‘ Wir retten uns
selber.“
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Was  wünschst  du  dir  von  der  Bewegung?  Und  wie
können  wir  hier  in  Deutschland/  der  EU  sie
unterstützen?
„Ich wünsche mir von der Bewegung,  dass wir  uns mehr auf  praktische
Fragen konzentrieren. Unser Fokus sollte sein: Wie können wir Menschen
dabei helfen, abzutreiben? Die vollständige Legalisierung von Abtreibung ist
dabei natürlich ein wichtiger Faktor – aber nicht der einzige.

Wenn ihr wen aus den USA kennt, könnt ihr Ressourcen zu Abtreibungspillen
und Advanced Provision teilen, zum Beispiel Plan C oder Aid Access. Ein
großes Problem ist, dass nur 1 von 5 Amerikaner_Innen darüber Bescheid
wissen. Wenn ihr Geld übrig habt, könnt ihr spenden. Dafür empfehle ich das
National Network of Abortion Funds, das Spenden auf regionale Abortion
Funds  aufteilt  und  Aid  Access  bzw.  die  europäische  Mutterorganisation
Women  on  Web.  Meine  DMs  sind  immer  offen  für  Fragen.  Bitte  nicht
vergessen: Wir kämpfen in Deutschland den gleichen Kampf: Der §218 muss
weg,  genau  wie  weitere  Schikanen  für  ungewollt  Schwangere  wie
Pflichtberatung,  Wartezeit  und  die  Gehsteigbelästigung  durch
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Abtreibungsgegner_Innen vor Praxen. Der Zugang muss verbessert werden,
insbesondere durch die Schließung von Versorgungslücken. Wir sind nicht
frei und gleichberechtigt ohne den bedingungslosen und legalen Zugang zu
Abtreibung.“

Für eine ausführlichere Analyse des Gerichtsurteils und dessen Folgen, aber
auch der Frage, warum Abtreibungsrechte eigentlich so stark umkämpft sind
und wie wir sie verteidigen können, schaut gerne in unseren Artikel dazu:

USA: Wie wir Abtreibungsrechte
wieder  zurück  erkämpfen
können
In  der  größten  Demokratie  der  Welt  hat  gerade  die  Mehrheit  der
gebärfähigen Menschen das Recht auf Abtreibung verloren. Warum? Weil die
Urteile  Roe  v.  Wade  und  Planned  Parenthood  v.  Casey  vom  Obersten
Gerichtshof  gekippt  wurden  –  Grundsatzentscheidungen,  die  Frauen  das
Recht,  über  Abbruch  oder  Fortführung  einer  Schwangerschaft  zu
entscheiden, einräumten. So erlaubte Roe v. Wade eine Abtreibung bis zur
angenommenen  Lebensfähigkeit  des  ungeborenen  Kindes  außerhalb  des
Mutterleibes. Diese Entscheidung des Obersten Gerichtshofs aus dem Jahr
1973  schränkte  so  die  amerikanischen  Bundesstaaten  in  ihrer  eigenen
Gesetzgebung  ein,  welche  ab  diesem  Zeitpunkt  strengen  richterlichen
Kontrollen  unterlag.  Bundesstaaten  mussten  Frauen  das  grundsätzliche
Recht  auf  einen  Schwangerschaftsabbruch  zugestehen.

Am 24. Juni wurde nun ein nach Roe v. Wade eigentlich verfassungswidriges
Gesetz für verfassungskonform erklärt, was Roe v. Wade formell außer Kraft
setzt. Es überrascht nicht, dass Ex-Präsident Trump maßgeblich für diesen
Anschlag auf die Rechte der Frau verantwortlich ist: Er setzte gleich drei
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neue,  konservative  Richter  im  Obersten  Gerichtshof  ein,  was  dessen
Machtbalance  empfindlich  in  Richtung  der  reaktionären,  republikanisch
geprägten Rechtsprechung verschob. Nun hat also eine Institution, die nicht
einmal demokratisch legitimiert ist, eine Entscheidung getroffen, die nicht
repräsentativ ist für die Haltung der Bevölkerung zum Thema Abtreibung:
Laut Umfragen befürworten um die 70 % der US-Amerikaner_Innen Roe vs.
Wade.

Natürlich gab es jedoch auch vor diesem historischen Urteil Abtreibungen –
nur  waren  diese  eben  deutlich  weniger  sicher.  Diesen  Zustand  haben
reaktionäre Kräfte nun für die Mehrheit der amerikanischen Bevölkerung
wieder hergestellt, indem sie dieses Bundesgesetz gekippt haben. Besonders
betroffen sind hiervon Menschen, denen die nötigen Ressourcen zum Reisen
in  einen  anderen  Bundesstaat  fehlen,  überproportional  Mitglieder  der
Arbeiter_Innenklasse  und  vor  allem  ihre  nicht-weißen,  migrantisierten
Anteile.

Die  reaktionären  Kräfte,  die  maßgeblich  für  diese  Entwicklung
verantwortlich sind, sind zahlenmäßig stark, gut organisiert und politisch
bestens  vernetzt.  Zur  jährlichen  Demonstration  gegen  Abtreibungsrechte
mobilisierten  sie  2013 circa  600.000 Teilnehmer_Innen nach  Washington
D.C. Bereits vor dem erfolgreichen Angriff auf Roe v. Wade konnten diese
Kräfte so bereits Teilerfolge verzeichnen: Vor allem in den republikanischen
Südstaaten und dem Mittleren Westen, wo bereits vor dem jüngsten Urteil
die  Gesetzgebung  so  angepasst  wurde,  dass  sie  Roe  v.  Wade  bewusst
übergeht und Abtreibung in die Illegalität drängen konnte – so etwa in Texas.
Dort trat schon 2021 ein Gesetz in Kraft, das Schwangerschaftsabbrüche ab
der 6. Woche selbst bei Vergewaltigung oder Inzest kriminalisiert – ganz
egal,  dass eine Schwangerschaft zu diesem Zeitpunkt oft  noch nicht mal
spürbar ist.  Noch dramatischer war hieran, dass dieses Gesetz durch die
Erweiterung  privater  Klagen  die  Möglichkeit  einer  staatlich  entlohnten
Hetzjagd auf Abtreibungseinrichtungen und diejenigen, die sie in Anspruch
nehmen, geschaffen hat. Der bereits damals konservativ besetzte Oberste
Gerichtshof  lehnte  eine  Aufhebung  dieses  Gesetzes  ab.  In  Mississippi
wiederum waren Abtreibungen bereits ab der 16. Woche für illegal erklärt



worden, dies auch im offensichtlichen Verstoß gegen Roe v. Wade.

Auch bereits  1992 erreichten reaktionäre Kräfte  mit  dem Urteil  Planned
Parenthood v. Casey  einen Teilerfolg ihrer misogynen Kampagne. Damals
wurde  den  Bundesstaaten  erlaubt,  auch  vor  dem  dritten  Trimester
Vorschriften  zum  Schutz  des  ungeborenen  Kindes  zu  erlassen  und  der
Zeitpunkt in der Schwangerschaft, ab dem eine Abtreibung verboten werden
kann, um 4 Wochen vorgezogen.

Warum  sind  gerade  Abtreibungsrechte  so
umkämpft?
Wieso es immer wieder zu Angriffen auf das Selbstbestimmungsrecht von
gebärfähigen  Personen  kommt,  lässt  sich  nur  durch  einen  Blick  in  die
Geschichte und die jeweilige Situation der Frau erklären: Bereits vor der
Verfestigung der Klassengesellschaft wurde in ursprünglichen Gesellschaften
die soziale Ungleichheit  zwischen Mann und Frau institutionalisiert.  Dies
geschah nicht zufällig oder auf „natürliche“ Weise, sondern verfolgte den
Zweck, die Frau als eigentliche Quelle des Stammesreichtums, durch ihre
Rolle beim Ackerbau und als Gebärerin, zu dominieren. So wurden Frauen
zum  Objekt  ökonomischer  Begehrlichkeit,  was  damit  einherging,  dass
Heiratsvorschriften und Regelungen zur Kindererziehung radikal verändert
werden mussten, um das Patriarchat zu sichern.

Mit  steigendem  Reichtum  innerhalb  von  Gesellschaften  und  damit
einhergehend auch einer Entwicklung des Privateigentums etablierte sich
eine Weitergabe dieses Privateigentums auf Basis von Familienstrukturen.
Diese  Vererbungsstrukturen  bedurften  monogamer  Beziehungen,  um  die
Nachkommen unzweifelhaft identifizieren zu können. Der Vater eines Kindes
ist beispielsweise ohne Vaterschaftstest nicht so einfach identifizierbar wie
dessen Mutter. Monogame Beziehungen zu etablieren, stellte hierfür eine
geeignete Methode dar, da bei nur einem Sexualpartner der Frau der Vater
eines  Kindes  relativ  eindeutig  bestimmbar  ist.  Mit  der  Entstehung  der
Klassengesellschaft  verfestigten  sich  diese  Strukturen,  beispielsweise  die
Idee einer monogamen Ehe.



Doch wie äußerte und äußert sich die Unterdrückung später, auch während
und nach der Industrialisierung? Im Zuge der Industrialisierung nahm die
Bedeutung des Haushaltes als grundlegende Produktionseinheit ab, denn nun
wurde in Fabriken und Produktionsstätten produziert. Während vor allem
Männer an diesen Orten ihre Arbeitskraft verkaufen mussten, waren Frauen
nicht nur in verschiedenen Bereichen der Heimarbeit tätig, sondern auch für
die  unbezahlte  Reproduktionsarbeit.  Reproduktionsarbeit  beschreibt  die
Arbeit, die nötig ist, um Arbeitskraft wieder herzustellen. Beispielsweise ist
das Zubereiten von Nahrung nötig, um das Bedürfnis nach Hunger zu stillen.
Ohne diese Arbeit ist es auf Dauer nicht möglich, regelmäßig die eigene
Arbeitskraft  verkaufen  zu  können.  Aber  auch  die  Bereitstellung  neuer
Arbeitskräfte durch die Geburt von Kindern, deren Versorgung, Fürsorge und
Erziehung im privaten Haushalt zählt zur reproduktiven Arbeit. Dass Frauen
diese auch weiter möglichst günstig verrichten, ist  also im Interesse der
Kapitalist_Innen.  Durch weiter rationalisierte Produktionsprozesse wurden
Frauen immer mehr auch in die Lohnarbeit integriert, um durch eine größere
Anzahl an Arbeiter_Innen größere Profite zu erwirtschaften und gleichzeitig
die  Löhne  möglichst  niedrig  zu  halten.  Eine  gerechte  Verteilung  der
Reproduktionsarbeit wurde allerdings nicht geschaffen, weshalb für Frauen
oft  eine  doppelte  Belastung  besteht,  da  sie  nicht  nur  ihre  Arbeitskraft
verkaufen  müssen,  sondern  auch  heute  noch  oft  ganz  allein  für  die
Reproduktionsarbeit  verantwortlich  sind,  für  welche  sie  keinen  Lohn
erhalten.

Diese kurze Analyse der Unterdrückung der Frau soll verdeutlichen, wie sehr
die  Kontrolle  von  weiblicher  Fortpflanzung  mit  der  Entstehung  von
Privateigentum verbunden ist und wie sehr die Besitzenden von der Rolle der
Frau als Mutter und Fürsorgerin profitieren. Gerade in Anbetracht der hohen
Sterberate unter Arbeiter_Innen, die während der Corona-Pandemie keinen
oder nur unzureichenden Zugang zur Gesundheitsversorgung hatten, ist es
also  kein  Wunder,  dass  vor  allem Kapitalist_Innen jetzt  ein  Interesse an
hohen Geburtenraten haben. In der Vergangenheit bereits erkämpfte Rechte
wie beispielsweise das Recht auf eine sichere, (teilweise) legale Abtreibung
stehen  auch  im  Zuge  eines  gesellschaftlichen  Rechtsrucks  in  den
imperialistischen  Teilen  der  Welt  wieder  zur  Debatte.  Das  Recht  auf



Abtreibung ist nur ein Teil einer Entwicklung, die sich als ein Rollback in
Bezug auf die Rechte unterdrückter Gruppen beschreiben lässt.

Internationale  Solidarität  statt  sexistischer
Rollbacks!
Die Aufhebung von Roe v. Wade und die vorangegangene Aufweichung der
Errungenschaften  von  1973  bereits  in  1992  und  2021  zeigen,  dass  der
Fortschritt  im  bürgerlich-kapitalistischen  Staat  jederzeit  wieder
zurückgerollt  werden  kann.  Auch  in  Europa  als  weiterem  Teil  der
vermeintlich  so  freien  wie  fortschrittlichen  „westlichen  Welt“  sind
Abtreibungsrechte  Angriffen  ausgesetzt.  In  Polen  sind  seit  Herbst  2020
Abtreibungen  nahezu  gänzlich  verboten.  Das  hat  krasse  Folgen  für  die
Schwangeren,  denn ein  Abtreibungsverbot  führt  nicht  gleich  zu  weniger
Abtreibungen.  Es  führt  vielmehr  dazu,  dass  die  Abtreibungen illegal  mit
einem größeren gesundheitlichen Risiko für die Schwangeren durchgeführt
werden. So gab es in Polen seit der Verschärfung nur weniger als 2000 legale
Abtreibungen, aber ca. 200.000 illegale Abtreibungen bzw. Abtreibungen im
Ausland. Nach dem Tod einer schwangeren Frau als Opfer der Verschärfung
gingen Zehntausende auf die Straßen.

Doch auch in Deutschland ist die Situation nach wie vor problematisch. Zwar
w u r d e  v o r  k u r z e m  d e r  P a r a g r a f  2 1 9 a  ( W e r b e v e r b o t  f ü r
Schwangerschaftsabbrüche) gestrichen, allerdings sind durch den Paragraf
218  Schwangerschaftsabbrüche  im  Strafgesetzbuch  nach  wie  vor  formal
kriminalisiert  und  könnten  laut  diesem  mit  bis  zu  dreijährigen
Freiheitsstrafen  vergolten  werden.  In  anderen  Ländern  Europas  ist  die
Situation für Schwangere,  die abtreiben wollen,  nicht weniger schwierig.
Neben Polen und Deutschland zum Beispiel auch in Ungarn oder Italien. In
Letzterem übt die Kirche massiven Einfluss aus, sodass sich viele Ärzt_Innen
aus Furcht vor Repression weigern, Abbrüche überhaupt durchzuführen.

Das Recht der Frau auf körperliche Unversehrtheit ist durch eine derartige
Rechtsprechung  nicht  gegeben.  In  den  USA  kam  es  nach  der
Urteilsverkündung zu vielen Protesten. Allein in New York versammelten sich



mehrere tausend Menschen und es kam zu Straßenblockaden. Der Kampf um
das Selbstbestimmungsrecht über unsere Körper und reproduktiven Rechte
kann nicht länger warten, er muss jetzt konsequent geführt werden.

Da  wir  uns  nicht  nur  für  fortschrittlichere  Gesetzgebungen  einsetzen,
sondern  die  bisherigen  Errungenschaften  vehement  verteidigen  müssen,
braucht es endlich eine massenhafte Bewegung der Arbeiter_Innen. Denn es
sind nicht nur diejenigen Gebärfähigen, die am meisten unter restriktiven
Abtreibungsgesetzen  leiden,  Teil  der  Arbeiter_Innenklasse.  Auch  nicht
gebärfähige Arbeiter_Innen und weitere unterdrückte Gruppen werden durch
eine  derartige  Zurücknahme  fundamentaler  Rechte  in  Gefahr  gebracht.
Urteile wie die jüngste Aufhebung von Roe v. Wade zeigen, dass selbst hart
erkämpfte Erfolge, die von der Bevölkerungsmehrheit unterstützt werden, im
politischen Alleingang reaktionärer,  mit  Wirtschaft  und Politik  vernetzter
Gruppen wieder rückgängig gemacht werden können.

Aus  diesem  Grund  sollte  der  Kampf  gegen  eine  derart  reaktionäre
Gesetzgebung wie die Aufhebung von Roe v. Wade die Unterstützung aller
Unterdrückten  und  Ausgebeuteten  finden.  Als  Kommunist_Innen  ist  es
unsere Aufgabe, für eine organisierte internationale Bewegung zu kämpfen,
die die Rechte der Frau vor reaktionären Angriffen schützt – in den USA und
auf der ganzen Welt.

Auf internationaler Ebene müssen die Frauen- und Arbeiter_Innenbewegung
und alle fortschrittlichen Kräfte zur Unterstützung der Betroffenen in den
USA mobilisieren. Die jüngsten Bewegungen in Spanien, Polen, Irland und
Argentinien zeigen, was getan werden kann. Überall auf der Welt gibt es die
g le ichen  reakt ionären  Mächte ,  d ie  durch  d ie  S iege  ihrer
Gesinnungsfreund_Innen  in  den  USA  ermutigt  werden.

Doch  inwieweit  können  wir  im  Kampf  für  die  Rechte  der  Frau  auf  die
bürgerlichen Parteien vertrauen? Die Botschaft von Vizepräsidentin Kamala
Harris bringt die Antwort der Demokratischen Partei auf den Punkt: „Es ist
noch nicht vorbei;  die Wähler_Innen werden das letzte Wort haben“. Mit
Blick  auf  die  Zwischenwahlen,  die  voraussichtlich  die  Kontrolle  der
Republikanischen  Partei  über  den  Senat  stärken  und  ihr  sogar  das



Übergewicht  im  Repräsentantenhaus  verleihen  werden,  lautete  ihre
Botschaft: „Sie haben die Macht, Führer_Innen zu wählen, die Ihre Rechte
verteidigen und schützen werden.“

Wir wissen jedoch: eine organisierte proletarische Frauenbewegung hat eine
viel größere Macht als bloß die Abgabe eines Stimmzettels! In den USA wie
an  anderen  Orten  kann  eine  Massenbewegung  der  Arbeiter_Innen  viel
machtvoller  und  effektiver  gegen  derartige  Entwicklungen  vorgehen.
Erzreaktionäre  Urteile  wie  die  Aufhebung  von  Roe  v.  Wade  lassen  sich
kippen und Rechte können verteidigt und wiederhergestellt werden, indem
Kliniken  und  ihre  Patient_Innen,  Pflegepersonal  und  Ärzt_Innen  durch
direkte  Massenaktionen  verteidigt  werden  und  massenhafte  Streiks  die
Regierungen unter Druck setzen. Als Vorbild einer möglichen Aktionsform
sind zum Beispiel die Schweizer Frauenstreiks interessant, bei denen in den
Jahren 1918,  1991 und 2019 bereits  jeweils  Hunderttausende,  vor  allem
Arbeiterinnen,  für  Zugang  zu  Arbeit  und  bessere  Arbeitsbedingungen
kämpften.

Eine derartige Bewegung muss gleichzeitig bürgerliche Staaten wie die USA
oder  Deutschland  als  das  entlarven,  was  sie  eigentlich  sind:
Durchsetzungsinstrumente  kapitalistischer  Interessen,  die  sich  der
Verteidigung  von  Menschenrechten  nur  annehmen,  wenn  dies  politisch
vorteilhaft erscheint.  Sie muss darüber hinaus revolutionäre Forderungen
aufwerfen, die alle reaktionären Organe und Gesetze hinwegfegen, die diesen
Zustand aufrechterhalten. Es sind die nationalen Arbeiter_Innenklassen, die
diesen  Kampf  anführen  müssen,  indem  sie  Massendemonstrationen  mit
Massenstreiks unterstützen.

Deshalb fordern wird national und international:

Uneingeschränktes Recht auf Schwangerschaftsabbruch als Teil der
öffentlichen  Gesundheitsversorgung!  Abtreibungen  müssen  sicher
und  von  den  Krankenkassen  finanziert  sein!
Für uneingeschränkten und transparenten Zugang zu Informationen,
Ärzt_Innen und Kliniken!
Hände weg von unseren Körpern! Raus mit der Kirche und anderen



Religionen  aus  Gesundheitssystem  und  Gesetzgebung!  Für
Abschaffung aller kriminalisierender Abtreibungsparagraphen sowie
der Beratungspflicht!
Für  den  f lächendeckenden  Ausbau  an  Beratungs-  und
Behandlungsstellen!  Vollständige  Übernahme der  Kosten  für  eine
Abtreibung,  egal  in  welchem  Monat,  und  aller  Kosten  für
Verhütungsmittel  durch  den  Staat!
Für die Abschaffung von Fristen, bis zu denen abgetrieben werden
darf! Für die ärztliche Entscheidungsfreiheit, lebensfähige Kinder zu
entbinden!
Gegen  leibliche  Zwangselternschaft!  Der  Staat  soll  für  Kinder
aufkommen und sich um sie kümmern bzw. zur Adoption freigeben!
Adoptionsvorrang für leibliche/n Vater und/oder Mutter, falls sie das
Kind später großziehen wollen und dieses zustimmt!
Kostenlose Kinderbetreuung und Ausbau der sozialen Sicherung!
Für  den  Ausbau  von  Schutzräumen  für  Opfer  sexueller  Gewalt,
Schwangere und junge Mütter!

Spanien  –  Vorreiter  im
Abtreibungs-  und
Sexualstrafrecht?
von  Leonie  Schmidt  (REVOLUTION/  Gruppe  Arbeiter:innenmacht),  zuerst
erschienen in Neue Internationale 266, Juli/August 2022

Die seit 2020 amtierende neoreformistische Regierung im spanischen Staat,
bestehend aus sozialdemokratischer PSOE und linkspopulistischer Podemos,
hat in diesem Jahr einige Gesetzesänderungen auf den Weg gebracht, die
verschiedenste  Bereiche  der  geschlechtsspezifischen  Unterdrückung
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betreffen und künftig für mehr reproduktive Rechte und härtere Strafen bei
geschlechtsspezifischer Gewalt führen sollen.

Spanien scheint von außen oft eher konservativ und wird auch zuweilen als
Macho-Land  abgetan,  zumal  die  katholische  Kirche  gesellschaftlich  auch
noch sehr präsent ist.  In Sachen Antisexismus gibt  es jedoch schon seit
einiger Zeit ein Umdenken in den Parlamenten. Doch die fortschrittlichen
Gesetze kommen nicht von irgendwo her, sie wurden erkämpft.

Was ändert sich?
Besonders  auffällig  ist  das  gelockerte  Abtreibungsgesetz:  So  dürfen
Schwangere schon ab 16 Jahren ohne elterliches Einverständnis abtreiben,
Abtreibungen sind bis zur 14. Woche legal und die 3-tägige Bedenkzeit soll
ebenso abgeschafft  werden.  Außerdem müssen öffentliche Krankenhäuser
mit gynäkologischer Abteilung über fachkundiges Personal verfügen, welches
einen Abort durchführen kann.

Ferner wurde das Sexualstrafrecht verschärft,  und zwar gilt nun „Nur Ja
heißt Ja“, was eine fortschrittlichere Regelung ist als „Nein heißt Nein“, da
nun auch Täter für eine Vergewaltigung verurteilt werden können, deren
Betroffene sich nicht wehren oder äußern konnten, sei es aus Schockstarre
und  Angst  oder  Bewusstlosigkeit.  Dies  fiel  vorher  lediglich  unter  den
Straftatbestand der sexuellen Belästigung. Konkret heißt es nun im neuen
Gesetzesentwurf: Alle Handlungen, die „die sexuelle Freiheit einer anderen
Person verletzen“, gelten als Vergewaltigung und können für die Täter bis zu
15 Jahre Gefängnis bedeuten. Konservative kritisieren, dass es nun keine
Unterscheidung mehr zwischen Übergriffen und Vergewaltigungen gebe und
sehen die Unschuldsvermutung in Gefahr. Auch Catcalling wird nun strafbar
insofern, als jegliche Annäherungen in Form eines Flirts von allen Beteiligten
gewollt werden müssen und andernfalls als Straftatbestand gelten.

Neben diesen Verschärfungen wurde der sogenannte Periodenurlaub von bis
zu 3 Tagen monatlich nun eingeführt. Wenngleich das eine gute Idee ist, ist
der Name doch etwas missverständlich, denn in Spanien war es bisher erst
möglich, ab 4 Tagen Krankheit eine Lohnfortzahlung vom Unternehmen zu



erhalten. Daher wurde hier nur eine Lücke geschlossen. Spanien hat somit
als  erstes  europäisches  Land  den  Periodenurlaub  eingeführt.  Bisher
existieren derartige Regelungen vor allem im asiatischem Raum, bspw. in
Taiwan, Südkorea und China. Außerdem soll es nun endlich Verordnungen
zur Prostitution in Spanien geben. Diese ist nämlich weder verboten noch
legal, was vielen ein Dorn im Auge ist.

Wie kam es dazu?
Wie konnte es nun zu solchen fortschrittlichen Zugeständnissen kommen,
während  weltweit  ein  extremes  Rollback  gegen  Frauen  und  LGBTIA-
Personen im vollen Gange ist, insbesondere Abtreibungsrechte reihenweise
verschärft werden – siehe Polen und die USA. Hierfür sind mehrere Gründe
verantwortlich.  Einerseits,  wie  bereits  eingangs  erwähnt,  wurden  die
Gesetzesänderungen  maßgeblich  durch  die  Frauenbewegung  in  Spanien
erkämpft.  Diese  ist  ziemlich  stark,  zu  den  8.-März-Protesten  gehen
landesweit Millionen Menschen auf die Straße. Alleine in Barcelona waren es
2021 über 100.000 Personen.

Die Größe der Bewegung ist insbesondere historisch bedingt, denn während
in den späten 1960er und 1970er Jahren in den westlichen Industrieländern
der Kampf um Gleichberechtigung und sexuelle Befreiung erstarkte, war in
Spanien  noch  das  halbfaschistische  Regime  Francos  an  der  Macht,  in
welchem Frauen zu Kinder, Küche, Kirche verbannt waren. Erst 1978 wurde
ein Gesetzantrag zur Gleichstellung von Mann und Frau erwirkt, das Recht
auf  Scheidung gibt  es  erst  seit  1981.  Das kollektive Trauma dieser  Zeit
besteht fort und sorgt auch heute noch für größeres und kämpferischeres
Bewusstsein. Bereits in den späten 1990er Jahren konnte ein Gesetz durch
Massenproteste ins Rollen gebracht werden.

Diese formierten sich 1997 nach einem Femizid an einer Frau, Ana Orantes,
deren Mann sie ermordete, weil sie in einem Fernsehinterview über die 40
Jahre  häuslichen  Missbrauchs  durch  ihn  an  ihr  und  den  gemeinsamen
Kindern  sprach.  Sie  hatte  sich  zuvor  sogar  an  die  Polizei  gewandt,  15
Anzeigen  gestellt.  Doch  diese  wollte  ihr  nicht  helfen,  da  es  keine
entsprechenden Gesetze gab, die Frauen vor geschlechtsspezifischer Gewalt



schützten. Als die Scheidung nach über 10 Jahren endlich durchkam, musste
sie dennoch weiter mit ihm zusammen wohnen.

Die  damals  konservative  Regierung  unter  der  Partido  Popular,  einer
rechtskonservativen  Volkspartei,  sprach  von  einem  Einzelfall,  was  nicht
unbeantwortet blieb. Unter dem Motto „ Wir sind alle Ana“ gingen damals
Tausende auf die Straßen. Im Anschluss wurde 2004 ein erstes Gesetz auf die
Beine  gestellt,  welches  weitreichend  gegen  häusliche  Gewalt  ankämpfen
sollte.  Alleine  schon  die  Benennung  der  geschlechtsspezifischen  Gewalt
stellte  einen  großen  Schritt  nach  vorn  dar.  Außerdem  wurden
Spezialgerichte für die Verfolgung der Straftaten eingerichtet und Männer,
die Frauen Gewalt antun, werden nun durch das Gesetz stärker bestraft als
Frauen, die Männern etwas antun, oder Männer, die anderen Männern etwas
antun.  Seit  2007  wird  auch  jegliche  geschlechtsspezifische  Gewalttat
statistisch  erfasst,  was  in  Deutschland  bspw.  erst  seit  2015  der  Fall  ist.

Das „Ja heißt Ja“-Gesetz kam vor einem ähnlichen Hintergrund zustande:
Nach einer Gruppenvergewaltigung an einer 18-Jährigen durch 5 Männer
(welche ihr Opfer zusätzlich filmten) wurden die Täter nur wegen sexueller
Belästigung verurteilt, da sie das Opfer nicht schlugen oder bedrohten, und
sie  sich  nicht  wehrte.  Sie  bekamen  somit  nur  9  Jahre  Haft.  Jedoch
mobilisierten auch 2016 erneut die spanischen Feminist:innen gegen dieses
milde Urteil und erzwangen somit dessen Revision. Die Täter wurden nun
doch wegen Vergewaltigung verurteilt und sitzen eine 15-jährige Haftstrafe
ab. Das neue Gesetz soll auch zukünftig ähnliche Gerichtsurteile ermöglichen
und wurde somit de facto durch die Frauenbewegung in Spanien erkämpft.
Außerdem wirkte sich positiv aus, dass auch die Gewerkschaften mit der
feministischen Bewegung wahrhaft vernetzt sind und es sich bei vielen 8M-
Protesten  wirklich  um  Frauenstreiks  handelte,  welche  mit  Streikposten
einhergingen und nicht wie bspw. in Deutschland einen rein symbolischen
Charakter trugen.

Einige  Politikerinnen  und  Ministerinnen  der  Regierung  PSOE/Podemos
entstammen ebenfalls einer Tradition feministischer Proteste und haben sich
auch deswegen für diese Belange eingesetzt. Generell ist die reformistische
Regierung natürlich auch ein Grund für die Durchsetzung. In Krisenzeiten



gibt  es  zwar  klassischer  Weise  Rollbacks  gegen  Frauen  und  LGBTIA-
Personen,  aber  irgendwas  muss  die  linke  Koalition  trotzdem  der
mobilisierten Wähler:innenschaft anbieten. Dass es im Rahmen von Krieg,
Krise, Umweltkatastrophe und Pandemie nur wenig Spielraum gibt, ist klar.
Denn  ansonsten  ist  die  Regierung  eher  weniger  linksorientiert,  als  es
eventuell  scheinen  mag.  Die  Politik,  die  gefahren  wird,  ist  durchaus
arbeiter:innenfeindlich. So werden bspw. Streiks im Auftrag der Regierung
durch Polizei und Militär brutal niedergeschlagen. Insbesondere während der
Pandemie zeigten die Politiker:innen ihr wahres Gesicht. So sperrten sie die
Arbeiter:innen in ihren Stadtvierteln ein, diese durften sie nur verlassen,
wenn sie zur Arbeit fuhren.

Kritik an der Gesetzesänderung
Kritik gab es einige, sowohl aus feministischen Kreisen als auch von rechts.
Die Feminist:innen in Spanien sind stark beeinflusst von Andrea Dworkin,
welche  als  Radikalfeministin  insbesondere  eine  abolitionistische  Position
gegenüber der Prostitution einnahm. Sie sahen sich und das Anliegen eines
Sexkaufverbots in den neuen Entwürfen nicht gehört, denn das nordische
Modell wurde anfangs nicht eingeplant. Prostitution wurde 1995 in Spanien
entkriminalisiert, Zuhälterei ist allerdings strafbar. Anfang Juni wurde jedoch
ein Entwurf ins Rollen gebracht, der einem Sexkaufverbot gleichkommt: Das
vorgeschlagene Gesetz soll diejenigen bestrafen, die Prostituierte finanziell
ausbeuten, für ihre Dienste bezahlen oder wissentlich Räumlichkeiten für die
Ausübung der Prostitution zur Verfügung stellen. Wenngleich die PSOE in
Spanien  sich  für  dieses,  vom  „nordischen  Modell“  inspirierte  Gesetz
ausspricht,  so  ist  es  alles  andere  als  sicher  für  die  betroffenen
Sexarbeiter: innen,  denn  so  werden  sie  in  noch  unsicherere
Arbeitsverhältnisse  gedrängt  (ausführlicher  Artikel  zur  Frage siehe Neue
Internationale 257, Juli/August 2021). Beibehaltung der Entkriminalisierung,
die  Möglichkeit  für  sichere  und  kostenlose  Umschulungen  zum Ausstieg
sowie gewerkschaftliche Organisation der Sexarbeiter:innen wären aus einer
marxistischen Perspektive die deutlich sinnvolleren Mittel gewesen.

Interessant  ist  auch,  dass  diese  Frage  zu  einer  Spaltung  innerhalb  der

https://arbeiterinnenmacht.de/2021/07/10/sexarbeit-und-prostitution-im-kapitalismus/
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/07/10/sexarbeit-und-prostitution-im-kapitalismus/


Koalition geführt hat. Die PSOE arbeitet nun bzgl. des Gesetzesentwurfs mit
der  rechtspopulistischen  PP  (Partido  Popular)  zusammen,  während  sich
Podemos dagegen stellt, da er zu moralisierend wäre. Für die feministische
Partei  Spaniens  ist  der  Vorschlag  von  PSOE  und  PP  aber  dennoch  zu
unkonkret, sie fordert umfassendere Maßnahmen. Außerdem gab es Proteste
mit  bis  zu  7.000  Frauen,  die  sich  für  ein  abolitionistisches  Gesetz
aussprachen.

Auch wenn der Gesetzentwurf ansonsten einen wichtigen Schritt darstellt, so
bleibt  Sexismus eine strukturelle Unterdrückung im Kapitalismus,  welche
sich nicht einfach durch Gesetze wegreformieren lassen kann und so auch in
Spanien unter der linken Regierung bestehen bleibt:  Reproduktionsarbeit
wird auch hier weiterhin vornehmlich von Frauen ausgeführt.

Zugleich gibt  es  natürlich auch Kritik  von rechts  und aus konservativen
Kreisen. Die rechtsradikale VOX, drittstärkste Partei im Parlament, möchte
das Gesetz gegen geschlechtsspezifische Gewalt aus dem Jahr 2004 schon
länger abschaffen. Sie ist außerdem gegen die Legalisierung von Abtreibung.
Gegen  die  Veränderung  des  Abtreibungsgesetzes  gingen  auch  100.000
Konservative  auf  die  Straße,  unter  anderem  angestachelt  durch  die
Aufhebung  von  Wade  vs.  Roe  in  den  USA.

Wie weiter?
Auch  wenn  in  Spanien  wichtige  gesetzliche  Verbesserungen  errungen
werden konnten, so ist der Kampf längst nicht vorbei. Einerseits findet auch
innerhalb  der  Bewegung  ein  Kampf  zwischen  fortschrittlichen  und
reaktionären Richtungen (siehe die Frage der Prostitution) statt. Die PSOE,
aber auch wichtige Strömungen des Feminismus schrecken dabei auch vor
einer  Zusammenarbeit  mit  den  Konservativen  nicht  zurück.  Andererseits
macht  die  extreme  und  konservative  Rechte  gegen  alle  fortschrittlichen
Verbesserungen  weiter  mobil,  wie  die  Massendemonstrationen  der  VOX
verdeutlichen.

Die  enge  Verbindung  zwischen  den  feministischen  Streiks  und  der
gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter:innenklasse  war  jedoch  nicht  nur



entscheidend  dafür,  warum  wichtige  Verbesserungen  überhaupt
durchgesetzt werden konnten. Sie ist auch der einzige Weg zur Verteidigung
und  Ausweitung  dieser  Errungenschaften  und  zur  Schaffung  einer
proletarischen  Frauenbewegung  –  nicht  nur  in  Spanien,  sondern
international.

Oslo:  Kampf  der  LGBTIA-
Feindlichkeit
Redaktion, Juli 2022

In  Oslo,  der  Hauptstadt  Norwegens,  wurden am 25.6.22 zwei  Menschen
erschossen und 21 weitere verletzt. Der Zeitpunkt und Ort dieses Anschlages
war gezielt gewählt. Es war kein Zufall, dass in der Nacht vor der 40. Pride
Parade  in  Oslo  vor  dem  bekanntesten  LGBTIA  Club  der  Stadt  auf  die
Besucher_Innen vor Ort geschossen wurde. Wir trauern um die Ermordeten
und haben vollste Solidarität mit allen Betroffenen und Angehörigen.

Dieser  Anschlag  ist  wieder  einmal  ein  Angriff  auf  LGBTIA  Menschen
weltweit.  Ereignisse  wie  diese  zeigen  immer  wieder,  dass  sogar  selbst
aufgebaute „safe spaces“ in dieser Gesellschaft nicht wirklich safe sind. Sich
sicher zu fühlen und sich sicher bewegen zu können bleibt  ein Privileg,
solange  LGBTIA-Feindlichkeit  und  andere  Diskriminierungsformen  eine
Grundlage  in  dieser  Gesellschaft  haben.  Während  Teile  der  Presse  das
P r o b l e m  v . a .  i m  i s l a m i s t i s c h e n  T e r r o r  s e h e n  ( n a c h  d e r
Wohnungsdurchsuchung  beim  Verdächtigen  wurde  der  Anschlag  als
islamistisch eingestuft), sprechen auch die Maßnahmen, die Norwegen nun
trifft, für sich. Die offizielle Pride Parade wurde abgesagt oder zumindest auf
einen  unbestimmten  Zeitpunkt  verschoben,  dass  die  sonst  unbewaffnete
norwegische Polizei jetzt Waffen trägt, soll für mehr Sicherheit sorgen. Dabei
ist eigentlich bekannt, dass die (zumal bewaffnete) Polizei LGBTIA Menschen
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selten Sicherheit gebracht hat. Die Norwegische Regierung, aber auch Olaf
Scholz  und  viele  Weitere,  betonten  ihre  Solidarität,  setzten  aber  einen
großen Fokus auf den „Kampf gegen den Terror“, der in der Vergangenheit
Rechtfertigung  für  anti-muslimischen  Rassismus  und  verschärfte
Überwachung  war.

Was sie allerdings nicht benennen, ist dass weder dieser Anschlag in Oslo
noch z.B. der Anschlag 2016 auf einen LGBTIA Club in Orlando zufällig und
zufällig zu dieser Zeit, an diesem Ort passierte. Weltweit war der Angriff auf
LGBTIA  Rechte  in  den  letzten,  von  Krisen  überladenen  Jahren  auch  in
westlichen  „freiheitlichen“  und  „demokratischen“  Ländern  enorm.  Homo-
und transfeindliche Gesetze reihten sich nicht nur unter Trump in den USA
aneinander, LGBTIA freie Zonen in Polen sind immer noch ein Ding und
Zustände  wie  in  Ungarn  sind,  entgegen  dem,  was  häufig  erzählt  und
berichtet wird, leider keine Ausnahme. Und auch wenn Politiker_Innen gerne
anderes  behaupten oder  die  Thematik  ignorieren,  sind  die  verbalen  und
physischen  Angriffe  auf  LGBTIA  Personen  über  die  letzten  Jahre  stark
angestiegen (über 1000 von der Polizei registrierte Straftaten, wer die Polizei
kennt, kann sich vorstellen, wie hoch die Dunkelziffer ist) und fast die Hälfte
der Deutschen gab 2019 an, sich in Gegenwart von trans Personen nicht ganz
wohl zu fühlen.

In diesem Kontext wirkt der Anschlag von Oslo nicht mehr plötzlich oder
überraschend,  sondern  wie  die  massiv  brutale  Spitze,  die  von  einem
weltumspannenden  Eisberg  getragen  wird:  dem  Kapitalismus.  LGBTIA
Arbeiter_Innen  in  Deutschland  sind  statistisch  seltener  am  Arbeitsplatz
geoutet,  über  30% erfahren  häufig  Diskriminierung  am Arbeitsplatz  und
weltweit  arbeiten  überdurchschnittlich  viele  von  ihnen  in  prekären
Arbeitsverhältnissen und leben in Armut. Besonders die Jugendlichen, denen
durch  Jugendunterdrückung  zusätzlich  Selbstbestimmung  und
Handlungsfähigkeit  genommen  wird,  sind  häufig  obdachlos.

Was hat der Kapitalismus mit dem Anschlag



von Oslo und den Reaktionen darauf zu tun?
Wer von Diskriminierung betroffen ist,  kann sich weniger aussuchen, wo
gearbeitet  werden  möchte.  Wenn  eine  Person  Schwierigkeiten  hat,  eine
Wohnung  zu  finden  oder  einen  Job  zu  bekommen,  wird  sie  auf  alles
zurückgreifen, was kurzfristig den Lebensunterhalt halbwegs sichert, auch
wenn das Überausbeutung bedeutet. So landen LGBTIA Menschen häufiger
in  prekären  Verhältnissen  und  unterbezahlten  Bereichen  wie  dem
Gesundheitssektor.  Sie  sind  billige  Arbeitskräfte.  Es  gibt  ein  Interesse
vonseiten der Kapitalist_Innen, dass dies bestehen bleibt. Außerdem stellt die
Existenz von trans Personen und nicht heteronormativen Familienentwürfen
die  bürgerliche  Familie  infrage,  bei  der  klassischerweise  die  Frau  die
unbezahlte  Reproduktionsarbeit  übernimmt.  Auch  diese  Auffassung  von
Familie  ist  im  Sinne  des  Kapitalismus,  da  die  Reproduktion  der  Ware
Arbeitskraft so ins Private gedrängt wird und die Kapitalist_Innen sich nicht
um sie kümmern müssen.

Es überrascht also auch nicht, dass Scholz und Co. nicht wirklich versuchen,
das  Problem  bei  der  Wurzel  zu  packen,  sondern  es  bei  leeren
Solidaritätsbekundungen belassen und nur auf islamistischen Terror zielen.
Denn andernfalls müsste man ja etwas an den bestehenden Verhältnissen
verändern. Statt LGBTIA-Befreiung auf jeder Ebene tragen norwegische Cops
jetzt auch noch Waffen. Tatsächliche Befreiung von LGBTIA Personen ist
verbunden mit der Loslösung von der bürgerlichen Familie, der Befreiung
von Frauen und der Befreiung der Welt vom Kapitalismus. Das müssen wir
begreifen, um nicht alleine, sondern geschlossen und gemeinsam für LGBTIA
Rechte und ein Ende der Gewalt auf die Straße zu gehen. Die Menschen in
Oslo haben einen Anfang gemacht, indem sie trotz der abgesagten Pride
Demo zu Tausenden auf  die  Straße gingen,  um zu zeigen,  dass  LGBTIA
Menschen nicht verschwinden und der Kampf weitergeht. Niemand schenkt
uns unsere Befreiung, schon gar nicht der bürgerliche Staat. Wir müssen und
werden sie uns erkämpfen!

Wir  fordern  alle  dazu  auf,  an  Gedenk-  und  Protestveranstaltungen
teilzunehmen  und  proletarische,  antikapitalistische  Perspektiven  in  die
LGBTIA-Kämpfe  und Bewegungen zu  tragen.  Für  ein  Ende jeder  Gewalt



gegen  LGBTIA  Menschen!  Für  die  Selbstbestimmung  von  LGBTIA
Jugendlichen!  Für  Schutz  vor  LGBTIA-Feindlichkeit  und  den  Aufbau  von
Selbstverteidigungskomitees  gegen  diese!  LGBTIA-Befreiung  statt
Regenbogenkapitalismus!  Kämpferische,  antikapitalistische  LGBTIA-
Bewegungen  in  Oslo  und  überall!


